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(Jeckenheim

Lebendig. Modern. Sympathisch.

Stadtverwaltung Meckenheim, Postfach 1180, 53333 Meckenheim Der BUrgermeister

ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH
Zur Pumpstation 1
42781 Haan

Betr.: Stellungnahmen aus der erneuten Beteiligung der Trager offentlicher
Belange;
hier: Bebauungsplan Nr. 49A ,,Weinberger Garten"

Stellungnahme vom 21.09.2020
Offenlage bis einschlieBlich 26.10.2020

Stellungnahmen Trédger 6ffentlicher Belange

LFN Name Schreiben
vom
1 S;lnnc(l:lceesra&tnfél.lgswéLarstruktur, Umweltschutz und Dienstleistun- 18.09.2020
2 Wahnbachtalsperrenverband 18.09.2020
3 Landesbetrieb Wald und Holz NRW 18.09.2020
4 Nahverkehr Rheinland GmbH 25.09.2020
5 Rhein-Sieg-Abfallwirtschaftsgesellschaft (RSAG) 30.09.2020
6 e-regio GmbH & Co. KG 01.10.2020
7 Polizeiprasidium Bonn 02.10.2020
8 Landesbetrieb StraBenbau Nordrhein-Westfalen 06.10.2020
9 Westnetz GmbH 07.10.2020
10 Deutsche Telekom Technik GmbH 15.10.2020
11 Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 15.10.2020
12 Rhein-Sieg-Kreis 22.10.2020
13 Landschaftsverband Rheinland, Amt fir Liegenschaften 22.10.2020
14 Bezirksregierung Kéln — Dez. 53 26.10.2020
15 Erftverband 26.10.2020
éﬁ;\le Bedenken Bezirksregierung Kéln — Dez. 54 21.09.2020
P2 denken | Stadt Rheinbach: Planung und Umwelt 14.10.2020
ég;\i Bedenken Bezirksregierung Kéln — Dez. 33 14.10.2020
(I)ﬁ:; Bedenken Wasser- und Bodenverband Adendorf-Altendorf-Meckenheim 22.10.2020
éﬁ;\se Bedenken Polizeiprasidiums Bonn / Direktion Verkehr 25.10.2020
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BUNDESWEHR

Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
Fontainengraben 200 - 53123 Bonn

Stadt Meckenheim
Stadtplanung
Bahnhofstral3e 22
53340 Meckenheim

Nur per E-Mail Behordenbeteiligung

E-Mail
baiudbwtoeb@bundeswehr.org

Telefon
0228 5504-5463

Datum,
18.09.2020

Aktenzeichen
45-60-00 /
K-111-975-20

Anforderung einer Stellungnahme;

Ansprechperson
Herr G. Schmidt

BETREFF  BBP Nr. 49A Weinberger Gérten

hier:

BEZUG

Beteiligung als Trager 6ffentlicher Belange gemaR § 4 Abs. 2 BauGB
Ihr Schreiben vom 17.09.2020 - lhr Zeichen: mail vom 17.09.2020-11:53

Sehr geehrte Damen und Herren,

durch die oben genannte und in den Unterlagen naher beschriebene Planung werden
Belange der Bundeswehr berihrt, jedoch nicht beeintréchtigt.

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der Planung
seitens der Bundeswehr als Tréager o6ffentlicher Belange keine Einwande.

Hierbei gehe ich davon aus, dass bauliche Anlagen -einschl. untergeordnete
Geb&udeteile- eine Hohe

von 30 m Uber Grund nicht Gberschreiten.

Sollte entgegen meiner Einschéatzung diese Hohe tberschritten werden, bitte ich in
jedem Einzelfall

die Planungsunterlagen zur Prifung zuzuleiten.

Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
Nur per E-Mail

BUNDESAMT FUR
INFRASTRUKTUR,
UMWELTSCHUTZ UND

DIENSTLEISTUNGEN DER
BUNDESWEHR

REFERAT INFRA | 3
Fontainengraben 200
53123 Bonn

Postfach 29 63

53019 Bonn

Tel. + 49 (0) 228 55045463

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift giiltig.

Fax + 49 (0) 228 55489-5763

WWW.BUNDESWEHR.DE

INFRASTRUKTUR
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BUNDESWEHR

Aktenzeichen Ansprechperson Datum,

45-60-00 /

BETREFF

Anforderung einer Stellungnahme;

BEZUG Ihr Schreiben vom

Sehr geehrte Damen und Herren,

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der Planung
seitens der

Bundeswehr als Trager offentlicher Belange keine Einwénde.
Herr

Stadt Meckenheim

Stadtplanung

Bahnhofstral3e 22

53340 Meckenheim

G. Schmidt 5293

Telefon E-Mail

baiudbwtoeb@bundeswehr.org

hier:

- Ihr 05.03.2020 Zeichen: mail vom 05.03.2020-00:04
Beteiligung als Trager offentlicher Belange gemafR BauGB
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gultig.
INFRASTRUKTUR

WWW.BUNDESWEHR.DE

BUNDESAMT FUR

INFRASTRUKTUR,

UMWELTSCHUTZ UND

DIENSTLEISTUNGEN DER

BUNDESWEHR

Fontainengraben 200

53123 Bonn

Postfach 29 63

WWW.BUNDESWEHR.DE

INFRASTRUKTUR

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift giiltig.
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BUNDESWEHR

Hierbei gehe ich davon aus, dass bauliche Anlagen -einschl. untergeordneter

Gebaudeteile -eine Hohe von 30 m tber Grund nicht Gberschreiten.
Sollte entgegen meiner Einschéatzung diese Hohe tberschritten werden, bitte ich in

jedem Einzelfall mir die Planungsunterlagen zur Prifung zuzuleiten.lch verweise auf
unsere Stellungnahme vom05-03-2020 (K-111-257 und 258-20)

Mit freundlichen GriiRen
Im Auftrag

G. Schmidt

WWW.BUNDESWEHR.DE

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift giiltig.
INFRASTRUKTUR



Stellungnahme(n) (Stand: 27.10.2020)

Sie betrachten: Bebauungsplan \"Weinberger Géarten\"

Verfahrensschritt: Erneute Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden gem. § 4a (3) BauGB
Zeitraum: 21.09.2020 - 26.10.2020

Behorde: Wahnbachtalsperrenverbandes Siegburg

Frist: 26.10.2020

Stellungnahme: Erstellt von: Vera Forster, am: 18.09.2020 , Aktenzeichen: 461-2020-09-18

Sehr geehrte Damen und Herren,

wie aus den Stellungnahmen vom 15.10.2018 und 05.03.2020, auch aus dem Parallelverfahren
51.Anderung Flachennutzungsplan, hervorgeht verlauft die Hauptversorgungsleitung durch die
Gudenauer Allee L158 und die Bonner StraBe L261.

Als Anhang erhalten Sie eine Ubersichtskarte (DIN A3) sowie die Anweisung zum Schutz der
Trinkwassertransportleitung und das Merkblatt zu den MaBnahmen im Schutzstreifen einer
Trinkwassertransportleitung.

Bitte beachten Sie:

Da die tatsachliche Lage von dem im Plan dargestellten Leitungsverlauf noch abweichen kann, ist eine
Einweisung bzw. eine Abstimmung zwingend erforderlich.

So erreichen sie die zusténdigen Kollegen:

Herrn P. Tybel Tel.:02241 128 113 oder 0173 21 27 230 oder

Herrn M. Mintert Tel.: 02241 128 140 oder 0151 64 96 68 68

Mit freundlichen GriiBen,
im Auftrag
Vera Forster

Geodatenmanagement, Vermessung und Dokumentation
Tel. +49 (0) 2241-128-115, Fax: 02241/128-147
E-Mail: vera.foerster@wahnbach.de

Anhénge:

Neue Datei vom 18.09.2020 um 10:53:08 Uhr (s_99754_wtv_anweisung_stahl_stand_2020.pdf)
Neue Datei vom 18.09.2020 um 10:53:19 Uhr

(599754 _massnahmen_im_schutzstreifen_stand_2020.pdf)

Neue Datei vom 18.09.2020 um 10:53:48 Uhr (s_99754_wtv_uebersicht.pdf)

Nachtrage: -

manuelle Eintrage:



Wahnbachtalsperrenverband
Koérperschaft des dffentlichen Rechts

01.09.2020

Anweisung zum Schutz der Trinkwassertransportleitung des Wahnbachtalsperrenverbandes
WTV Stahlrohre

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit teilen wir Ihnen mit, dass in dem Baubereich der von Ihnen geplanten BaumaRnahme eine
Trinkwassertransportleitung des Wahnbachtalsperrenverbandes und Steuerkabel liegen.

Die Leitung besteht aus geschweiBten Stahlrohren, die mit Zementmortel ausgekleidet sind.

Vor der Durchfiihrung jeglicher Tiefbauarbeiten im Bereich des Schutzstreifens der
Trinkwassertransportleitung ist eine Abstimmung mit dem unten genannten Mitarbeiter erforderlich.

Ferner sind folgende Bedingungen fiir Arbeiten im Schutzstreifen der Anlagen des
Wahnbachtalsperrenverbandes zu erfiillen:

1. Die parallel zur Trinkwasserleitung verlaufenden Fernmeldekabel diirfen nicht beschadigt werden.
Die Lage und Tiefe der Fernmeldekabel konnen nur per Handschachtung festgestellt werden.

2. Bei Beschadigungen sind Sie verpflichtet, dem WTV alle anfallenden Reparatur- und Betriebskosten
zu erstatten. Dies gilt ebenfalls fir die AuBenisolierung der Trinkwasserleitung, die
Trinkwasserleitung selbst und alle Anlagenteile des WTV.

3. Bei Wiederverfiillung der Baugrube muss die Sandummantelung und das Warnband
wiederhergestellt werden.

4. Die von lhnen verlegten Rohre bzw. Kabel missen eingemessen werden. Vor dem Verfiillen der
Baugrube ist eine Abnahme erforderlich.

5. Der Zeitraum der BaumaRnahme muss mit uns abgestimmt werden.

6. Alle von uns verursachten Beschadigungen (im Rahmen unserer Wartungs-, Reparatur- und
Anderungsarbeiten) und deren Folgekosten, die auf die Nichteinhaltung der o. a. Bedingungen
zuriickzufihren sind, sind ausschlieBlich durch Sie zu vertreten und zu tragen.

Fiir weitere notwendige Abstimmungs- und Koordinierungsgesprache steht lhnen der Mitarbeiter
gerne zur Verflgung.

Sie erreichen unsere verantwortlichen Mitarbeiter unter folgender Telefonnummer:
Herrn Tybel 02241 128 113 oder 0173 2127230
Herrn Mintert 02241 128 140 oder 0151 64 96 68 68



Wahnbachtalsperrenverband
Koérperschaft des dffentlichen Rechts

Stand 2020

MafBnahmen im Schutzstreifen einer Trinkwassertransportleitung

1. Innerhalb des Schutzstreifens ist das Anlegen von Einfahrten, Einstellplatzen und Terrassen nur in
einem Kies- oder Splittbett zulassig. Die Uberbauung mit einer Betonplatte ist nicht erlaubt. Gegen
die Verlegung von Rasengittersteinen oder Verbundsteinpflastern bestehen keine Bedenken.

2. Die Anpflanzung von tiefwurzelnden Badumen (z.B. Pappeln) im Schutzstreifen ist untersagt. Gegen
die Bepflanzung des Trassenstreifens mit flachwurzelnden Baumen und Strauchern bestehen keine
Bedenken.

3. Bei Erdarbeiten muss mit besonderer Vorsicht und in Handschachtung gearbeitet werden, um die
vorhandenen Fernmelde- und Steuerkabel nicht zu beschadigen. Sollten dennoch bei Erdarbeiten
Kabel beschadigt werden, ist der Wahnbachtalsperrenverband sofort zu informieren.

4. Bei Beschadigungen an WTV-Anlagen jeglicher Art sind dem Wahnbachtalsperrenverband alle
anfallenden Reparatur- und Betriebskosten zu erstatten.

5. Die Herstellung von Fundamenten sowie die Durchfiihrung von jeglichen Tiefbauarbeiten, auBer
Arbeiten die unter Punkt 1 und 2 fallen, ist untersagt.

6. Alle vom Wahnbachtalsperrenverband verursachten Beschddigungen an nachtraglich zur
Wasserleitung errichteten Einrichtungen des Grundstiickseigentiimers und deren Folgekosten, die
auf die Nichteinhaltung dieser Regelungen zuriickzufiihren sind, sind ausschlieflich durch den
Grundstiickseigentlimer zu vertreten und von ihm zu tragen.

Grundsatzlich ist dieses Merkblatt richtungweisend, eine vorherige Zustimmung des
Wahnbachtalsperrenverbandes ist immer einzuholen.
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Wahnbachtalsperrenverband

Siegelsknippen 1, 53721 Siegburg / Tel. (02241) 128-0
Leitung: Villiprott - Meckenheim (461)
— Strecke: Station ca. 5+100 - 5+820
Lage: Gudenauer Allee u Bonner StraRe
Bearbeiter: Vera Forster
Datum: 18.09.2020
Maf3stab: 1:2000

Ausschnitt aus der Liegenschaftskarte.

Vervielfaltigungen dirfen nur fur den eigenen Bedarf erstellt und nicht an Dritte abgegeben werden. In der
D

D

arstellung kénnen Veranderungen beriicksichtigt sein, die noch nicht in das Grundbuch tbernommen sind.
er Gebaudenachweis kann vom ortlichen Bestand abweichen.




Stellungnahme(n) (Stand: 27.10.2020)

Sie betrachten:
Verfahrensschritt:
Zeitraum:

Behdrde:
Frist:
Stellungnahme:

Nachtrage:

manuelle Eintrage:

Bebauungsplan \"Weinberger Garten\"
Erneute Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden gem. § 4a (3) BauGB
21.09.2020 - 26.10.2020

Landesbetrieb Wald und Holz NRW - Regionalforstamt Rhein-Sieg-Erft

26.10.2020

Erstellt von: Dietmar Albrecht, am: 18.09.2020 , Aktenzeichen: 310-11-24.108

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Bereich des o0.a. Plangebietes sind die Grundstiicke Gemarkung Meckenheim, Flur 7, Nr. 515 und Nr.
799 (teilweise) auf einer Gesamtflache von ca. 1500 m2 mit Wald bestockt. Die geduBerten Bedenken in
meiner Stellungnahme vom 10.03.2020 bleiben weiterhin bestehen.

Im Falle einer Waldumwandlung im Wohngebiet innerhalb des konzentrierten Verfahrens nach §43
LFoG ist der Waldflachenverlust an dieser Stelle durch eine Ersatzaufforstung im Mindestverhaltnis 1:1
erforderlich.

Mit freundlichen Griissen

Albrecht

Anhange: -



Stellungnahme(n) (Stand: 27.10.2020)

Sie betrachten:
Verfahrensschritt:
Zeitraum:

Behdrde:
Frist:
Stellungnahme:

Nachtrage:

manuelle Eintrage:

Bebauungsplan \"Weinberger Garten\"
Erneute Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden gem. § 4a (3) BauGB
21.09.2020 - 26.10.2020

Nahverkehr Rheinland GmbH
26.10.2020
Erstellt von: Katharina Frieg, am: 25.09.2020 , Aktenzeichen: -

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Belange des SPNV sind nicht betroffen, der NVR hat keine Einwande gegen das Vorhaben.

Im Hinblick auf ein ganzheitliches Mobilitdtsangebot ist es Uberlegenswert, ob neben den gangigen
Fahrradabstellflachen auch Platz fiir Lastenrader geschaffen werden kann. Des Weiteren erscheint es
sinnvoll. Parkflachen fur PKW mit Ladesaulen fir E-Autos auszuristen (sowohl in den Tiefgaragen als

auch auf den 6&ffentlichen Besucherparkplatzen) und ggfs. anteilig Flachen fur (E-)Car-Sharing
auszuweisen.

Mit freundlichen GriiBen

Katharina Frieg

Anhénge: -
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Anstalt des affentlichen Rechts

RSAG AGR - 53719 Siegburg

Stadt Meckenheim Ansprechpartner:
Stadtplanung Ralf Mundorf

Herr Dennis Hentschel Geschaftsbereich:
Postfach 1180 Qualitatssicherung

53333 Meckenheim

Tel: 02241 306 368
Fax: 02241 306 373
ralf. mundorf@rsag.de

30. Sept. 2020

Flachennutzungsplan der Stadt Meckenheim - 51. Anderung,
sowie Bebauungsplan Nr. 49A ,,Weinberger Garten“

Sehr geehrter Herr Hentschel,
danke fur lhre Mitteilung vom 17.Sept. 2020.

Von Seiten der RSAG A6R werden zu dem Bebauungsplan in der vorgesehenen Lage keine
Bedenken erhoben.

Aus lhren eingereichten Unterlagen entnehmen wir, dass die neu geplanten Verkehrsflachen
mit einer Breite von 6,0 m festgesetzt werden. An Hand des stadtebaulichen Entwurfs erkennen
wir, dass eine Verkehrsflache in einem Wendehammer endet. Diese Wendeanlage muss nhach
den sicherheitstechnischen Anforderungen an Straen und Fahrwege fiir die Sammlung von
Abfallen angelegt werden.

Stichwege die von unseren Abfallsammelfahrzeugen nicht angefahren werden miissen einen
Absammelplatz, zum Bereitstellen der Abfalle am Abfuhrtag, aufweisen. Wir weisen darauf
hin, Abfall darf nach den geltenden Arbeitsschutzvorschriften gemaf § 16 DGUV Vorschrift
43 ,Millbeseitigung“ (bisher BGV C27) nur abgeholt werden, wenn die Zufahrt zu Abfallbe-
halterstandplatzen so angelegt ist, dass ein Rickwartsfahren nicht erforderlich ist.

Die identische Forderung ergibt sich aus § 4 Abs. 3 Betriebssicherheitsverordnungen.

Weitere sicherheitstechnische Anforderungen an StralRen und Fahrwege fir die Sammlung
von Abféllen entnehmen Sie bitte der DGUV Information 214-033 (vorher BGI 5104) und
RASt 06.

Mit freundlichen GriiRen

Udo Otto Ralf Mundorf

RSAG AR Vorstindin Amtsgericht Kreissparkasse Kaln /

Pleiser Hedee 4 Ludgera Decking Siegburg - HRA 5857 Konto 1037 849 - BLY 370 502 9% /

53721 Siegourg Vorsitz Verwaltungsrat USt-IdNr. IBAN: DET5 3705 0299 0001 0378 49 Gemklh §56 KrWG
Tel. 02241 304 306 Landrat, Sebastian Schuster DE292042813 BIC: COKSDEIZX 0K Zartifiziert nach Entsorgungs-
Fa 07941 306 101 e 150 9001 fachb etrieb
ax Unternehmenssitz Glaubiger-1D

info@rsag, de Sieghurg DEB4AZZZ00001122396



Stellungnahme(n) (Stand: 27.10.2020)

Sie betrachten:
Verfahrensschritt:
Zeitraum:

Behdrde:
Frist:
Stellungnahme:

Nachtrage:

manuelle Eintrage:

Bebauungsplan \"Weinberger Garten\"
Erneute Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden gem. § 4a (3) BauGB
21.09.2020 - 26.10.2020

e-regio GmbH & Co. KG
26.10.2020
Erstellt von: Hubertus Linden, am: 01.10.2020 , Aktenzeichen: N-P/Li

Sehr geehrte Damen und Herren,

bezugnehmend auf Ihre Anfrage vom 17.09.2020, Az.:dh,teilen wir Ihnen als Eigentimerin des Erdgas-
Versorgungsnetzes mit, dass unsererseits gegen das beabsichtigte Verfahren keine Bedenken
bestehen. Innerhalb des dargestellten Planbereichs sind Leitungsanlagen der e-regio zur Erdgas-
Versorgung nicht vorhanden. Im Zuge der weiteren Entwicklung des Planbereiches kann das Erdgas-
Versorgungsnetz -den Bedirfnissen entsprechend- von der bestehenden Versorgungsanlage in der
StraBe "Auf dem Stephansberg"aus, erweitert werden.

Alternativ zur konventionellen Erdgasversorgung wére auch ein Nahwarmekonzept denkbar. Gerne
beraten wir Sie hierzu und unterbreiten Ihnen auch ein entsprechendes Angebot.

Hinweise flr die Verlegung von Versorgungsleitungen:

Um spétere Aufbriiche in Fahrbahnen zu vermeiden empfehlen wir, die Versorgungsleitungen geblndelt
in den Nebenanlagen (Gehwegen, Parkstreifen 0.4.) unterzubringen.

Die Breite dieser Nebenanlagen ist so zu dimensionieren, dass die geforderten Sicherheitsabstéande der
Versorgungsleitungen untereinander eingehalten werden kdnnen. Als Richtmaf sollte hier eine
Mindestbreite von 1,50 m fir Gas-, Wasser-, Strom und Kommunikationsleitungen gelten. Diesbezuglich
sind zwingend auch die Mindestabstande zu eventuellen Nahwéarmeversorgungsleitungen zu beachten.
Hinweis zu Baumstandorten / Bepflanzungen:

Wir weisen darauf hin, dass eventuell geplante AusgleichsmaBnahmen, insbesondere das Anpflanzen
von Baumen, grundsétzlich auBerhalb von Leitungstrassen anzustreben sind. Weitere Informationen
hierzu enthalt das technische Merkblatt DVGW GW 125 "Baume, unterirdische Leitungen und Kanale",
aktualisiert erschienen im Februar 2013, erganzt durch das Beiblatt zu GW 125, erschienen im Marz
2016. Es gilt, PraventivmaBnahmen zu ergreifen zum Schutz von Ver- und Entsorgungsleitungen vor
dynamischen und statischen Belastungen durch Baumwurzeln. Der Préventivschutz reicht von der
Baumart-Auswabhl bis zu sinnvollen und wirksamen technischen SchutzmaBnahmen. Zu den kritischen
Baumarten zahlen nach derzeitigem Kenntnisstand: Ahorn, Gétterbaum, Rosskastanie,Pappel,Platane
und Blauzeder. Wir bitten, dies bei der Aufstellung der Pflanzliste entsprechend zu berlcksichtigen.

Mit freundlichen GriiBen
Hubertus Linden

Anhénge: -



Polizeiprasidium
Bonn

Polizeiprasidium Bonn, Postfach 2838, 53018 Bonn 02.10.2020

Seite 1von 1
Stadtverwaltung Meckenheim
Fachbereich 61 (Stadtplanung)
Siebengebirgsring 4
53340 Meckenheim 49A

(bei Antwort bitte angeben)

Aktenzeichen:

z.Hd.: Herr D. Hentschel (61-22)

Jan Schumacher, KOK

Zimmer: 0.135

Telefon: 0228-15-7621
Ihr Zeichen: Bebauungsplan Nr.49A Email: Jan.Schumacher
Ortsteil: Meckenheim o

@Polizei.nrw.de

Hier: Weinberger Garten

I. Stellungnahme als Trager 6ffentlicher Belange gem. 84(3,2) BauGB
Dienstgebéaude:

Il. Bezug: Ihr Schreiben per Mail vom 17.09.2020 Koénigswinterer Str. 500
53227 Bonn
Sehr geehrte Damen und Herren, Telefon: 0228-15-0

Telefax: 0228-15-1211
gegen das im Betreff genannte Verfahren bestehen unter Beriicksichtiqung der poststelle.bonn@polizei.nrw.de
Technischen und Stadtebaulichen Kriminalprdvention keine Bedenken.
(Beruhend auf einer Deliktauswertung)

www.bonn.polizei.nrw.de

Wir weisen auf unser Kkostenloses Beratungsangebot zur Stadtebaulichen

Kriminalpravention sowie kriminalpraventiv wirkenden Ausstattungen von Bauobjekten Offentliche Verkehrsmittel:
mit einbruchhemmenden Sicherungseinrichtungen (Mechanik / Uberfall- und u-Bahn Linien: 62, 68, 66
Einbruchmeldetechnik, Beleuchtung etc.) hin. Bus Linien: 606, 607, 635,

636, 541 bis Haltestelle
Ramersdorf

I Wir wirden es begrifen, wenn Sie die Vorhabentrdger, Bauherren oder
Investoren, frithzeitig auf dieses Beratungsangebot hinweisen wiirden !!!

Beratungen dieser Art werden unter Berlcksichtigung von Lage, Gebaudekonzeption,
Nutzung, Ausstattung und dem personlichen Sicherheitsbedurfnis der Nutzer zanyngen an:
individuell, objektiv und kostenlos von uns durchgefihrt.

Landeshauptkasse

Hierzu mochte ich gleichfalls anregen, einen entsprechenden textlichen Hinweis im NordrheinWestfalen

Bebauungsplan zu platzieren. Dieser kdnnte wie folgt aussehen: Konto: 400 47 19
BLZ: 300 500 00 Helaba
Stadtebauliche — und technische Kriminalprévention: IBAN: DE27 3005 0000 0004

Wohngebaude und Garagen(-anlagen) sowie Gewerbeobjekte sollen zum wirksamen
Schutz vor Einbriichen und kriminalitdtssteigernden Faktoren entsprechend den
einschlagigen Empfehlungen der kriminalpolizeilichen Beratungsstellen gesichert
werden. Namentlich der technischen und stadtebaulichen Kriminalpravention des
Polizeiprésidiums Bonn. Die Beratung ist kostenlos. Weitere Informationen erhalten
Sie unter kkkpo.bonn@polizei.nrw.de sowie 0228-15-7621 oder 0228-15-7676.

0047 19
BIC: WELADEDD

Eine Terminabsprache ist erforderlich.

Mit freundlichen GruRRen,
Im Auftrag
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Stadtebau und
Kriminalpravention

EINE BROSCHURE FUR DIE PLANERISCHE PRAXIS

Wir wollen,

‘
dass Sie =
%

sicher leben.

lhre P

www.polizei.propk.de



Konzept und Idee
Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz
(Konzept ,Stadtebau und Kriminalp
Innenministerium Niedersachsen

(Konzept ,Sicheres Wohnquartier - G
Landeskriminalamt Baden-W(rttember
Landeskriminalamt Nordrhein-Westfal
PolizeifUhrungsakademie, Fachberei
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Eine Vielzahl unterschiedlichster Faktoren
und deren Wechselwirkungen sind die
Ursachen flr die Entstehung von Kriminali-
tat. Die Schwerpunkte liegen Uberwiegend
im sozialen Bereich. Unbestritten ist daher,
dass zwischen dem raumlichen Umfeld, der
Sozialstruktur und dem indivi-
duellen Verhalten von Men-
schen ein direkter Zusammen-
hang besteht.

Diese Wechselbeziehungen
schlieBen auch normabwei-
chendes Verhalten mit ein.
Bestimmte Bau- und Nut-
zungsstrukturen kdénnen die
Begehung von Delikten beginstigen bzw.
hemmen und wirken sich dartber hinaus
negativ bzw. positiv auf das Sicherheits-
gefihl des Menschen aus. Kriminalitats-
angste spiegeln dabei nicht immer den
tatsachlichen individuellen potenziellen
Gefdahrdungsgrad einzelner Personen-
gruppen wieder. Vielfach gibt die objektive
Sicherheitslage weit weniger Anlass zur
Sorge als das subjektive Sicherheitsgeftihl
der Burgerinnen und Bulrger. Eine Umset-

EINLEITUNG

zung stadtebaulicher Praventionskonzepte
erfordert die Kooperation aller in diesem
Bereich tatigen Behérden und Institutionen.
Dabei sollte auch die Polizei bei stadtebau-
lichen Planungen und MaBnahmen ihr Fach-
wissen gezielter einbringen. Damit kénnten
rechtzeitig Akzente in Bezug auf die Krimi-
nalitatsentwicklung gesetzt werden, um die
objektive Sicherheitslage sowie das Sicher-
heitsempfinden der Burgerinnen und Blrger
positiv zu beeinflussen.
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2.1 Urspriinge

in den USA

Die Erhéhung der

Sicherheit durch die

Gestaltung des Siedlungsraumes und des
Wohnumfeldes wurde zuerst in den
Vereinigten Staaten von Amerika themati-
siert. In den 70er-Jahren hatte dort die
Kriminalitat in den Stadten ein derart hohes
AusmafB erlangt, dass auch verstarkt Uber
spezifische kriminalpraventive Strategien
nachgedacht wurde, die polizeiliche Inter-
ventionen ergdnzen. Ein kurzer historischer
Ruckblick auf diese Situation ist besonders
lohnenswert:

Pruitt-lgoe — so heif3t eine GroBsiedlung in 7
St. Louis, Missouri, die nach den Idealen des
modernen Massenwohnungsbaus errichtet
worden war. Am 15. Juli 1972 wurden die
ersten drei Wohnblécke um 15.52 Uhr nach
einer kurzen Lebensdauer von weniger als
20 Jahren gesprengt, weil sich die Siedlung
zu einem sozialen Brennpunkt entwickelt
hatte und die Kriminalitatsrate sowie die
sozialen Kosten stark angestiegen waren.
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Das Bild der in sich zusammensackenden Betonmassen von elf
Stockwerken erlangte via Medien grof3e Popularitat. Zum ersten
Mal in der Geschichte wurden auBerhalb kriegerischer Hand-
lungen groBBe Wohnungsbestande systematisch niedergerissen.
Pruitt-lgoe war in den Jahren von 1950 bis 1954 als 6ffentlich
geforderter Wohnungsbau (,,public housing”) auf der Brache
eines heruntergekommenen Slumquartiers erbaut worden und
bestand aus Gebaudezeilen mit rund 2.800 Wohnungen. Von
den 60er- bis zum Beginn der 70er-Jahre sank die Belegung der
Gebaude auf ein Drittel. Die hohe Bewohnerdichte und die
monotone Architektur hatten aus Pruitt-lgoe ein Problemgebiet
entstehen lassen. Die 6ffentlichen Rdume waren ebenso steril
wie unbelebt. Sie weckten keine soziale Bindung und férderten
keinerlei Identifizierung in der Bewohnerschaft, so dass auch
die soziale Kontrolle nicht funktionierte.
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In jedem Gebaude gab es nur einen Aufzug, der ausschlieBlich
Laubengdnge in jedem dritten Geschoss bediente. Der Rest des
Weges musste in unbelichteten Treppenhausern sowie Uber
Korridore zurtickgelegt werden, die auf Grund von Vandalismus
und Kriminalitat rasch einen bedrohlichen Charakter erhielten.
Die GroB3siedlung verwandelte sich allmahlich in einen Albtraum
des Verfalls und der Gewalt: Die Laubengange und Treppen-
hduser waren von Glasscherben und Abféallen Ubersat, die
Korridore und Fahrstihle mit Graffitis beschmiert. Leere
Wohnungen wurden innerhalb kirzester Zeit verwustet. Die
Mutter brachten ihre Kinder gemeinsam zur Schule und ver-
abredeten sich zum Einkaufen, weil sie groBe Angst davor
hatten, alleine durch die Wohnhauser zu gehen.
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2.2. Entwicklung in

der Bundesrepublik
Deutschland

Die Stadtentwicklung in den
60er- und 70er-Jahren fuhrte
auch in der Bundesrepublik
Deutschland haufig zu Stadt-
bildern, die von Einseitigkeit
und mangelnder Infrastruktur
gepragt waren. Vielfach wurde
auf eine gesunde Durch-
mischung von Wohnraum,
Arbeitsplatzen und Freizeit-
moglichkeiten verzichtet. Das wiederum
bewirkte, dass die Innenstadte nach Blro-
und Ladenschlusszeiten oft menschenleer
waren und eine erhéhte Abwanderung der
Wohnbevédlkerung in die Stadtrandsied-
lungen eintrat. Die Bevodlkerung, die keine
Abwanderungsmoglichkeiten hatte, blieb in
den Innenstadten zurick. Die damit verbun-
dene Nutzungsanderung schlug sich in der
Minderung der Wohnqualitat, im Anstieg
der Kriminalitdt in den Innenstadten, wie
auch in den hochverdichteten dezentralen

Wohnbereichen an der Peripherie der Stadte
nieder. Wesentliche Voraussetzungen fur das
stadtische Leben — wie die Gestaltung 6ffent-
licher Rdume, kommunikationsfordernde
Wohnraumgestaltung sowie gut erreichbare
Arbeitsplatze — fehlten im neugeschaffenen
Wohnraum. Es entstanden von Hochhausern
gepragte Trabantenstadte mit sich standig
wiederholenden Baustrukturen und nicht
naher bestimmten Freirdumen, deren Nut-
zung nicht geregelt war.



Diese neuen Stadtviertel sprengten den
MafBstab und die raumliche Tradition des
bisher erlebten Wohnraumes. Stadtisches
Leben mit den dazugehdérenden Laden,
Cafés, Griinanlagen, Spielmoglichkeiten und
Arbeitsplatzen war praktisch nicht vorhan-
den. Erschwerend wirkte sich auch eine
unzureichende Verkehrsanbindung der Stadt-
teile an das 6ffentliche Nahverkehrsnetz aus.

Soziale Probleme waren hier somit geradezu
vorprogrammiert. Bedingt durch die wach-
sende Mobilitat der Bevdlkerung wanderten
immer mehr gut situierte Familien in das
Umland und die Vororte der gréBeren
Stadte ab. Das Problem bestand jedoch
darin, dass auch in diesen begrinten Wohn-
gebieten kein organisches, stadtisches Leben
entstand. Wohnen und Arbeiten wurde zu-
nehmend raumlich getrennt. Im Zuge dieser
h_- F—
u | ‘
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getrennten Nutzung von Wohnraum und
Arbeitsplatz nahm der Kfz-Verkehr in den
Stadten erheblich zu. Ein Ausweg aus dieser
Situation schien die Beteiligung der Birger-
innen und Burger zu bieten. lhre Mitwirkung
an der Planung wurde mit der Novellierung
des Bundesbaugesetzes (BauGB) 1976 fest-
geschrieben. Ein neues Planungskonzept
gewann an Bedeutung: die Revitalisierung
der Innenstadte durch Modernisierungs-
maBnahmen, Wohnumfeldverbesserung,
gunstigere Verkehrsanbindungen und Bau-
luckenschlieBung. Die Zeit der Revitalisierung
der Innenstadte begann in den 80er-Jahren
und war mit der Hoffnung verbunden, der
Stadtflucht, insbesondere einkommensstar-
kerer Steuerzahler, Einhalt zu gebieten.
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3.1 Schutz bietender Raum -
~Defensible Space”

Mit dem Schock von Pruitt-lgoe begann das
Ende der euphorischen Ara der Moderne in
Architektur und Stadtebau - symbolisiert
durch Namen wie Le Corbusier und Mies van
der Rohe. Schon in den 60er-Jahren klagte
Jane Jacobs diese Verhaltnisse in ihrem Buch
»Tod und Leben der groBen amerikanischen
Stadte” an. Sie kritisierte die Aufgabe der
traditionellen Beziehungen zwischen Ge-
bauden, FuBweg und StraBe zugunsten von
Hochhausblocks in Parklandschaften. Denn
als unbeabsichtigter Effekt der neuen stad-
tebaulichen Form trat
ein Verlust an sozialer
Kontrolle im Wohnum-
feld ein. Die Bewohner
hatten nicht mehr die

:
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Moglichkeit, die StraBe und die
Passanten zu beobachten. Stattdessen
mussten sie den Hauseingang und den
Fahrstuhl mit rund 150 weiteren
Haushalten teilen und wohnten auf
dem Korridor mit etwa 20 anderen
Familien zusammen, ohne diese Uber-
gangszonen aus der Wohnung einsehen
zu koénnen. Nur einkommensstarkere Haushalte konnten sich
den Einsatz eines Wachmanns oder Portiers (,Doorman®”)
leisten, der den Eingangsbereich, den Fahrstuhl, die Treppen-
hauser und die Korridore des bewohnten Hochhauses fur sie
Uberwachte. Die armere Bevdlkerung in den Wohnblocks und
Hochhausern des offentlich geférderten Wohnungsbaus war
finanziell dazu nicht in der Lage. Im Jahre 1968 verabschiedete
der amerikanische Kongress ein Programm zur Erhéhung der
Sicherheit auf den StraBen (,Safe Streets Act”). Es wurde ein
Budget zur Entwicklung neuer Techniken der Kriminal-
pravention in Architektur und Stadtebau bereitgestellt. Einer
der Architekten, die sich mit der raumbezogenen Kriminal-
pravention beschaftigten, war Oscar Newman. In einer Buch-
verdffentlichung des Jahres 1972 pragte er das neue Leitbild des
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»Schutz bietenden Raumes” (,,Defensible Space”), der von seiner
baulich gestalterischen Gegebenheit her ,wehrhaft” und ,ver-
teidigungsfdahig” und auch von den Bewohnerinnen und
Bewohnern gut ,zu verteidigen” sei. Newman richtete den Blick
auf reale und symbolische Barrieren, auf planerisch definierte
Bereiche der Einflussnahme durch die Bewohnerschaft und auf
verbesserte Gelegenheiten der natiirlichen ,Uberwachung”,
damit die Wohnumwelt unter der sozialen Kontrolle der

Bewohnerschaft steht. Die ,Verteidigungsfahigkeit” des

Lebensraumes, so die Idee, steigere die Lebensqualitat, weil die

Sicherheit von Familien, Nachbarschaft und Freunden erhoht

werde. Mit vier Planungsansatzen werden Schutz bietende

Raume gestaltet und entwickelt; Newman bezeichnete sie als 15
JTerritorialitat”, ,natiirliche Uberwachung”, ,Image” und

«Milieu”.
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Territorialitat
Mit dem Ansatz der Territorialitdt wird eine
Zonierung der Wohnumwelt angestrebt, die
gegenuber Fremden Barrieren schafft und den
Bewohnern die soziale Kontrolle erleichtert.
Flar diese Zonen haben sich die Bezeichnungen
des privaten, halbprivaten/halb6ffentlichen
und offentlichen Raumes verbreitet. Insbe-
sondere im halbprivaten/halboffentlichen
Bereich benutzen Bewohner Symbole und
Zeichen, um Ansprliche C

des Eigentums und der
Einflussnahme an einen
Raum zu stellen. Wenn die Zeichen der
Zonierung fehlen, setzt der Raum
»Eindringlingen” gegenlber weder sym-
bolische noch reale Barrieren. Dabei wird
von einem direkten Zusammenhang zwi-
schen Raumgestaltung, menschlichem Ver-
halten und menschlicher Wahrnehmung
ausgegangen. Das Prinzip der Territoriali-
tat fordert unter der Bewohnerschaft
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Verantwortung fiur den jeweiligen Raum und lenkt das
Verhalten Fremder in die gewlinschte Richtung (im Sinne eines
naturlichen Leitsystems zur Verhaltenssteuerung).

Natiirliche Uberwachung

Der Ansatz der natirlichen Uberwachung formuliert Prinzipien,
die aufzeigen, wie mit baulichen Mitteln natiirliche Wachsam-
keit in einer Nachbarschaft erzeugt werden kann. An vorderster
Stelle wird dabei auf die Ausrichtung der Fenster verwiesen, um
die Sichtbarkeit (Visibilitat) von Ereignissen im Wohnumfeld zu
erhéhen bzw. um potenziellen Kriminellen das Gefuhl zu ver-
mitteln, beobachtet zu werden. Die Gestaltung der Gebaude
und des Quartiers soll die informelle soziale Kontrolle fur die
Wohnbevolkerung erleichtern und férdern.

Image

Der Ansatz der Imageférderung durch stadtebauliche und
architektonische Mittel verfolgt das Ziel, ein negatives Stigma
durch asthetisch ansprechende und akzeptierte Gebaude-
formen und Umfeldgestaltung zu vermeiden. Ein Wohngebiet
mit gutem Image regt nicht nur private Investitionen, sondern
auch das immaterielle Engagement der Bewohnerschaft an.
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Milieu

Die Planung von Milieus kann durch eine stadte-
bauliche Anordnung der Gebaude erfolgen, die auf
einen Bereich hoher sozialer Kontrolle ausgerichtet
ist. Moglichst viele Fenster sollen auf den Bezugs-
raum der Nachbarschaft ausgerichtet sein. Zugleich soll ein
Verhaltnis von méglichst wenigen Haushalten je Hauseingang
geschaffen werden. Die Proportionen und Dimensionen von
offentlichen Raumen und Freiflachen im Wohnumfeld erfordern
einen Entwurf, der sich an den Kriterien der Sichtbarkeit und
Uberschaubarkeit orientiert. Als planerische Lésung fur die vier
Ansatze ,Territorialitat”, ,naturliche Uberwachung”, ,Image”
und ,Milieu” entwickelte Newman das Planungsprinzip der
»~Mini-Nachbarschaften” (,, mini-neighborhoods”).
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Die MaBstablichkeit darf seines Erachtens
nicht zu groB3 geraten, damit die Bewohner-
innen und Bewohner ihre Wohnumwelt
noch vollstandig Uberblicken kénnen. Wichtig
ist dabei fur ihn auch die Zuordnung von
Teilflachen zu einzelnen Hausern Uber die
Zonierung von halbéffentlichen Ubergangs-
bereichen. So erfolgt die Gestaltung von
Grenzen zu den privaten Raumen durch reale
Barrieren, wie u-férmige Gebdude, Mauern
und Zaune sowie verschlieBbare Tore und
Turen. Die Ubergdnge zum &ffentlichen
Raum lassen sich, laut Newman, mit symboli-
schen Barrieren markieren, wie offene Tore,
Lichtmasten, kurze Treppenabsatze, Bepflan-
zungen und Wechsel der Bodentextur. Weil
JKleinheit” essenziell fur die ldentitatsent-
wicklung und die Ausbildung naturlicher
Uberwachungsformen sei, legte Oscar
Newman eine Mini-Nachbarschaft in der
GroéBenordnung von drei bis sechs StraBen —
in der Form eines griechischen Kreuzes mit

einer vertikalen und zwei horizontalen
StraBBen - an. Die Bevolkerung soll an der
Entscheidung, in welchen Bereichen die
StraBen fur den Verkehr offen bleiben und
wo reale Barrieren — wie Tore oder Sack-
gassen — den Zugang regulieren sollen,
beteiligt werden. Um den Milieucharakter
zu unterstreichen, soll der Zusammenhang
einer Nachbarschaft auch an einheitlichen
stadtebaulichen Rahmenbedingungen zu
erkennen sein. Dies kdnnten beispielsweise
Haustypen, HausgroBe, GrundstlicksgrofBe,
Vorgarten, Dichte, Baumaterialien oder
Architekturstil sein.
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3.2 Die Grundlagen des ,,Neuen
Realismus”

Die Entwicklung der Kriminalpravention beruht u. a.
auf den in den USA entwickelten kriminologischen
Grundlagen des ,Neuen Realismus”, die in den 70er-
Jahren von James Q. Wilson formuliert worden sind.
In der Veréffentlichung ,, Thinking about Crime” von
1975 wendet sich Wilson gegen die vorherrschende
Uberzeugung, dass Kriminalitdit dann am besten
gesenkt werden kénne, wenn man allein die Ur-
sachen der Kriminalitat (,Root Causes”) — wie wirtschaftliche
Armut und Arbeitslosigkeit, soziale Ungleichheit und Rassendis-
kriminierung sowie aus fehlender Organisation von Gemeinden
und Familien resultierende Sozialisationsmangel bekdmpfe. Als
Alternative wahlte Wilson einen &konomisch begrindeten
Ansatz: Er ging davon aus, dass Kriminalitat in hohem MaBe das

m-— _
.“ r
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Ergebnis einer freien und bewussten Willens-
entscheidung sei. Der potenzielle Straftater
kénne Aufwand und Nutzen seines Handelns
abwagen und sein Verhalten seinem Ab-
wdagungsergebnis entsprechend gestalten.
In ganz besonderem MaBe gelte dies fur
Tater der Massenkriminalitat, wie z. B. Laden-
diebstahl, Einbruch oder auch Raub.
Dementsprechend sei, so Wilson, der indivi-
duelle Aufwand kriminellen Handelns zu
erhdhen und sein Nutzen zu minimieren.
Dies kédnne am besten durch eine verstarkte
Polizeiprasenz auf den StraBen und durch
eine Abschreckung in Form einer raschen,
unmittelbaren Bestrafung des Taters gesche-
hen. Wenn es geldnge, ertappte Straftater
sicher, konsequent und hart zu bestrafen
und dies auch nach auBlen deutlich zu
machen, wirde der Aufwand delinquenten
Verhaltens fur den Tater erhéht. Konsequen-
terweise kdnne auch der rational handelnde
Barger in seinem Handeln beeinflusst werden,
weil der Aufwand normgerechten Verhal-
tens gesenkt und sein Nutzen erhéht wirde.

3.3 Zerbrochene Fenster -

~Broken Windows”

Der Aufsatz ,Zerbrochene Fenster: Die
Polizei und Sicherheit in der Nachbarschaft”
(,Broken Windows: The Police and
Neighborhood Safety”) von James Q. Wilson
und George L. Kelling erschien erstmals
1982 im amerikanischen Magazin ,Atlantic
Monthly”. Die darin entwickelte Theorie
spitzt den Denkansatz des Neuen Realismus
zu und begrindete die moderne Methode

21
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zur Bekampfung der Kriminalitat

in den USA, die unter der
". Bezeichnung ,Keine Toleranz”

(,Zero Tolerance”) bekannt gewor-
den ist. Durch eine niedrige
Schwelle des Einschreitens gegen Larmbelastigungen, Straf3en-
prostitution, illegale Autorennen und andere Stérungen der
offentlichen Ordnung wird versucht, das Sicherheitsgefuhl des
Blrgers zu starken
und den o6ffent-
lichen Raum wieder
zurlickzugewinnen.
Bereits der physische
Verfall von Gebauden
in einem Viertel
erzeuge Furcht. Ein
zerbrochenes Fenster
in einem Gebaude,
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das nicht repariert wird, ziehe die Zer-
stérung der restlichen Fenster des Gebaudes
innerhalb kulrzester Zeit nach sich. Dem
Aufsatz von Wilson/Kelling liegen Experi-
mente des Psychologen Philip Zimbardo zu
Grunde, die aus dem Jahre 1969 stammen.
Zimbardo stellte einen Wagen ohne Nummern-
schilder und mit offener Motorhaube in
einer StraBBe des New Yorker Stadtteils Bronx
ab. Nichts geschah. Er schlug eine Scheibe ein
und das Auto wurde bereits innerhalb der
ersten 10 Minuten, nachdem er die Scheibe
eingeschlagen hatte, von Vandalen heimge-
sucht. Innerhalb von vierundzwanzig Stunden
wurde faktisch jedes brauchbare Teil des
Wagens entwendet. Danach begann eine
wahllose Zerstérung: die Fensterscheiben
wurden eingeschlagen, Einzelteile abgerissen,

die Polster aufgeschlitzt. Von Kindern wurde
der Wagen als Spielplatz genutzt. Seitdem
ist klar: Sorgloses Verhalten fuhrt zum Zu-
sammenbruch der informellen Kontrolle.
Verschiedene Symptome eines Niedergangs,
wie verlassene und verwahrloste Gebaude,
angehaufter Abfall oder zerschlagene Fenster-
scheiben forcieren den Zuzug von uner-
wilinschten Personen.

=l
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Nach Wilson/Kelling bewirken sechs
Faktoren oder Stufen den Niedergang eines
Wohnquartiers und das Ansteigen der
Kriminalitat:

m Unordnung und Verwahrlosung bis hin
zum physischen Verfall der Umgebung.

m Furcht der Blrger vor Kriminalitat, insbe-
sondere Gewaltkriminalitat.

m Physischer Verfall lockt ungebetene Per-
sonen an, fur die die Zeichen des Verfalls
signalisieren, dass eine Kontrolle ihres
Verhaltens in dieser Gegend nicht statt-
findet oder zumindest eingeschrankt ist.

m Das Auftreten dieser Personen bewirkt
Furcht bei den Burgern, die sich zurtk-
kziehen und so eine tatsachliche
Reduktion der Kontrolle verursachen.

m Diese verminderte Kontrolle erleichtert
die Begehung von Straftaten.
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m Der Anstieg der Kriminalitat erhéht die
Verbrechensfurcht und begunstigt weiter
den Ruckzug der ,anstandigen” Blrger-
innen und Burger. Es ziehen Bevolkerungs-
gruppen nach, die die Nachbarschaft
sozial aus dem Gleichgewicht bringen.

Dieser Prozess des stadtischen Verfalls fand
in der Vergangenheit in amerikanischen
GroBstadten haufig statt. Allerdings wurde
er dadurch gebremst, dass ansassige Burger,
etwa aus Geldmangel oder wegen familiarer
oder kirchlicher Bindungen, weniger M&g-
lichkeiten hatten, Stadte oder Stadtteile zu
verlassen. Sie waren gezwungen, um ihre
Nachbarschaft zu kdampfen und sie gegebe-
nenfalls zurlickzuerobern.

25







FORDERUNG VON VERANTWORTUNG
DURCH DIE STADTEBAULICHE GESTALT

Ob ein Raum Schutz bie-
tet, hangt von der stad-
tebaulichen  Situation
und seiner Gestaltung
ab. Die Sichtbarkeit defi-
nierter Begrenzungen
zwischen den Zonen des
privaten, halbprivaten/
halboffentlichen  und
o6ffentlichen Raumes ist
ein Qualitatskriterium.
Ein anderes ist die Férderung von Verant-
wortung fir den Raum unter der Bewohner-
schaft. Wenn Bewohner sich fur das
Wohnumfeld verantwortlich zeigen, leisten
sie ,natUrliche soziale Kontrolle”, denn sie
achten darauf, dass unerwlnschte Hand-
lungen — wie z. B. Verschmutzung - nicht vor-
kommen oder schnell beseitigt werden. Je
groBer z. B. die Zahl der Personen ausfallt,
die sich ein Territorium teilen, desto weniger
fahlt sich der bzw. die Einzelne verantwort-
lich. In anonymen Wohngebieten mit hoher
Bewohnerdichte ist deshalb wenig Aufmerk-
samkeit fur die Wohnumgebung vorhanden.
Die einzelnen Bewohnerinnen und Bewohner
kénnen dort die Wohnumwelt kaum als
Lihren” Raum identifizieren, in dem sie das
Recht besitzen, mitzubestimmen, was an

27




FORDERUNG VON VERANTWORTUNG
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diesem Ort stattfinden darf und was nicht.
Gebdude in Niedrigbauweise weisen des-
halb geringere Kriminalitdtsquoten auf als
hohe, vielgeschossige Hauser. Die inner-
und auBerhiusliche Offentlichkeit ist bei
komplexen Wohnhausern kaum auf naturli-
che Weise zu ,verteidigen”. Beim Ein-
familienhaus entfallen alle inneren Raume
auf den privaten Bereich, die Freiflache
unterliegt ebenfalls nur einer privaten
Nutzung. Uber den Vorgarten gibt es eine
halbprivate Verbindung zwischen dem Haus
und dem Burgersteig sowie der StraBe als
offentlichem Raum. In Mehrfamilienhadusern
von lberschaubarer GréBe (von 3 bis max.
15 Wohneinheiten) beschrankt sich der pri-
vate Raum auf die einzelne Wohnung. Der
Eingangsbereich und das Treppenhaus stel-
len bereits einen halbprivaten Bereich dar,




der mit den anderen Haushalten geteilt wer-
den muss. Wenn alle Bewohnerinnen und
Bewohner Zugang zum Garten haben,
unterliegt dieser nur halbprivaten Nutzungs-
bedingungen. Uber den halbéffentlichen
Bereich eines Vorgartens und Uber die ent-
sprechende Ausrichtung des Gebaudes ist
eine Anbindung an den o6ffentlichen
StraBenraum gesichert. Bei komplexen
Wohnblocks und Hochhédusern, d. h. nicht
Uberschaubaren Mehrfamilienhdusern mit
mehr als 15 Wohneinheiten, ist eine abge-
stufte Zonenstruktur von privatem zu
offentlichem Raum nicht mehr festzustellen.
An den privaten Raum der Wohnung gren-
zen keine halbprivaten Bereiche an. Der
Eingangsbereich, das Treppenhaus, die
Fahrstihle und Korridore von Wohnblocks
mit etwa 30 Wohneinheiten haben bereits

den Charakter eines halb6éffentlichen
Bereichs — in Hochhausern mit 90 und mehr
Wohnungen sind sie vom Charakter her
sogar offentlicher Raum. Dasselbe gilt fur
die Grunflachen um das Haus herum und
meistens fehlt auch eine direkte Anbindung
an die StraBe.

FORDERUNG VON VERANTWORTUNG
DURCH DIE STADTEBAULICHE GESTALT







KRIMINALPRAVENTIVE SIEDLUNGSGESTALTUNG

Auf der Grundlage des Leitbildes fir einen
Schutz und Barrieren bietenden Raum
entstand in den USA die Tradition einer
Jkriminalpraventiven Siedlungsgestaltung”
(,Crime Prevention Through Environmental
Design”, kurz: CPTED).
Der Kriminalitat soll
durch die architektoni-
sche, freiraumplaneri-
sche und stadtebauliche
Gestaltung von Sied-
lungen vorgebeugt werden. In den USA
orientieren sich Architekten, Stadtplaner,
Landschaftsplaner und Designer daran,
zumal als Standard fur die Gestaltung der
physischen Umwelt gilt, dass das mensch-
liche Verhalten im Raum positiv beeinflusst
werden soll. Insbesondere sollen auch kon-
krete kriminelle Handlungen erschwert wer-
den (,Targethardening”). ,Die Gelegenheit
ist Bestandteil von Kriminalitat, und Gestal-
tungslésungen von Gebaduden und Umge-
bungen kénnen diesen Faktor verringern”,
schrieb dazu Timothy Crowe, der Direktor
des National Crime Prevention Institute
(NCPI) der Universitat von Louisville.
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Die Kriminalitatsrisiken in der physischen
Umwelt koénnen vor allem auf folgende
Faktoren zurtickgefiihrt werden:

s unzureichender Lichteinfall bzw. nicht
ausreichende Beleuchtung,

unubersichtliche Nischen im &éffentlichen
Raum,

= Ecken mit illegaler Abfallentsorgung,
= isolierte Parkplatze,
Stationen des offentlichen Nahverkehrs

ohne Anbindung an den Siedlungs-
bereich und

m Stdérungen bei der Nutzung von Platzen
durch Personen(-gruppen) mit uner-
wilinschtem Verhalten.
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Die planerische Gestaltung der Wohnumge-
bung soll diese Risiken verringern. Im
Rahmen von CPTED wurden daflir zehn
Leitlinien einer kriminalpraventiven Sied-
lungsgestaltung formuliert:

Leitlinien einer kriminalpraventiven Sied-
lungsgestaltung nach CPTED

(1) Gebaudevorspriinge wie Erker sollen zur
besseren Uberschaubarkeit des Wohn-
umfeldes eingeplant werden.

(2) Zdune, Mauern, Hecken und andere
Grenzmarkierungen sollen abtrennen,
aber nicht unubersichtliche Nischen mit
Versteckmoglichkeiten erzeugen.

(3) Baume und Strauchbepflanzungen sollen
strategisch platziert werden, um das
wilde Parken von Fahrzeugen und
eine dadurch entstehende Unubersicht-
lichkeit zu verhindern.

(4) Die Anordnung der Fenster von Woh-
nungen zu StraBen, FuBwegen und
Gassen soll soziale Kontrolle und Uber-
wachung ermdéglichen.

(5) Die AuBenbeleuchtung der Wege und
Gebaude muss so konzipiert werden,

dass keine dunklen Bereiche bestehen.
Auch innerhalb der Gebaude darf es
keine dunklen Ecken geben.

(6) Eine engere, nicht zu groBziigige Anlage
offentlicher Flachen und Platze sichert
informelle soziale Kontrolle.

(7) Parkplatze sollten sauber und gut
beleuchtet, jedoch nicht abgelegen sein,
d. h. es mussen Blickbeziehungen von
Wohnungen und Wegen aus bestehen.

(8) Die Gebaudekonstruktion, Dacher, Ein-
gangsbereiche und Flure sollten keinen
unkontrollierten Zugang zu halboffent-
lichen/halbprivaten und privaten
Bereichen erlauben. Die technischen
Standards von Tiren und Fenstern und
die Konstruktion von Balkonen sollen
die Zugangsmoglichkeiten  Fremder
wirkungsvoll behindern.

(9) Treppenaufgange, offentliche WC-Be-
reiche, Fahrstiihle und Eingangszonen
sollen nicht abgetrennt, sondern offen
und gut einsehbar geplant werden.

(10)Die Zugange zum Haus erfordern eine
gute Einsehbarkeit von den Wohnungen
aus.
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GESTALTUNGSVORSCHLAGE IM EINZELNEN _

6.1 Freirdume und Griinfldchen
Zum Wohnumfeld zahlend nimmt die Frei-
raumgestaltung eine groBe Bedeutung ein -
sowohl fur die Einstellung der Bewohner zu
ihrer Wohnumgebung als auch auf die 35
Einschatzung durch AuBenstehende. Neben
der Ausgestaltung von Einzelelementen hat
die Gestaltung der Grin- und Freiflachen
einen groBen Einfluss auf das Wohlbefinden
der Bewohner/-innen, welches wiederum
dazu beitragt, diese Bereiche zu erhalten
und zu pflegen.
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Hierzu zahlen:
m die Bepflanzung,

m Gestaltungselemente zur Schaffung be-
grenzter Rdume,

m Spiel- und Aufenthaltsflachen sowie

m Wege.

Sind durch die Bestimmung der Zielgruppe (Kleinkinder und
Jugendliche) Nutzungseinschrdnkungen fur die Allgemeinheit
gegeben, mussen Abtrennungen der Bereiche geschaffen
werden, die die Grenzen klar definieren. Ansonsten sind
Konflikte zwischen den verschiedenen Gruppen geradezu
vorprogrammiert.

Problematisch wird dies bei der Abgrenzung von Grin- und
Freiflachen gegentiber dem 6ffentlichen Bereich. Dort kann nur
eine optische Abgrenzung durch leichte bauliche Verande-
rungen oder BegrinungsmaBnahmen, die jeweils mit einer
verstandlichen Beschilderung verbunden sind, sinnvoll sein.



Bei der Auswahl der Beleuchtung und
Farbgebung sollten die Winsche der Nutzer
von Freiraumen und Grianflachen bertck-
sichtigt werden. Es empfiehlt sich, im
AuBenbereich Freirdume und Grinflachen
ausreichend hell zu beleuchten und dabei
die Richtlinien fur die Beleuchtung in An-
lagen fur FuBgangerverkehr, die DIN 5044,
Teil 1 sowie DIN 5035 zu berucksichtigen.

e L W

Die Beleuchtung kann mit Hilfe von
Dimmern automatisch gesteuert werden.
Widerstandsfahige Beleuchtungskoérper, die
auBerhalb des Standbereichs angebracht
werden, erschweren den Vandalismus. Bei
der Auswahl der Farben sind helle Materia-
lien zu verwenden, die die Ausleuchtung
unterstitzen und freundlich wirken. Ebenso
wie die Einsehbarkeit von Hauseingangen,
Wegen und Freizeitarealen ist die ausreichen-
de Beleuchtung dieser Orte bei einsetzender
Dammerung und in der Dunkelheit von
groBter Bedeutung fir das Sicherheitsgefthl
und die Verringerung von Tatgelegenheiten.
Je nach Ortlichkeit ist die Lichtstarke den
BedUrfnissen der Nutzer anzupassen.

GESTALTUNGSVORSCHLAGE IM EINZELNEN _

37



- GESTALTUNGSVORSCHLAGE IM EINZELNEN

Die beste Garantie daflr, dass das Gelande
erst gar nicht verwahrlost ist, dass es von den
Mitbewohnern ,angenommen” wird. Das
bedeutet, dass bestimmte Hausbewohner
fur die Instandhaltung und Pflege konkreter
Freirdume verantwortlich sind. Die Mitbe-
wohner sollten dabei von Hausmeisterinnen
oder Hausmeistern aktiv in die Pflege und
Instandhaltung von Freiflachen mit einbezo-
gen werden. Mietergarten bzw. ,Paten-
schaften” zur Pflege der Anlagen sollten in
Betracht gezogen werden. Letztendlich
erhéhen instand gehaltene Treffpunkte und
gepflegte Freizeitflaichen den Erlebniswert
des Wohnumfeldes und bewirken langfristig
eine Absenkung der Kriminalitat und damit
eine Minderung der Kriminalitatsfurcht. Die
informelle Sozialkontrolle wird durch eine
solche Verfahrensweise wesentlich gestei-
gert. Instand gehaltene, saubere und
gepflegte Treffpunkte und Freizeitflachen
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Bewohner ihr Wohnumfeld an, indem sie es
,in Besitz” und ,in Gebrauch” nehmen,
senkt die soziale Kontrolle die Tendenz zum
Vandalismus. Hier liegt ein wesentlicher
Schlussel stadtebaulicher Qualitat: Planung
unter Einbeziehung der Biirgerinnen und
Biirger.

vermitteln nicht nur Bewohnern und
Besuchern, sondern auch dem potenziellen
Tater das Gefuhl, dass es hier intaktes
Gemeinschaftsleben gibt.

Unter kriminalpraventiven Gesichtspunkten
kommt vor allem der Gestaltung von AuBBen-
freirdumen und Grunflachen eine grofe
Bedeutung zu. Dies sind in erster Linie Spiel-
platze und -flachen oder Bereiche mit Sitz-
banken und/oder Grillméglichkeiten. Dazu
gehoren aber auch die Verbindungswege.
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Diesbezlglich sind ebenfalls die Wiuinsche
der Zielgruppe zu bericksichtigen, um eine
Akzeptanz der Flachen zu gewahrleisten,
ohne die rasch ein Zustand der Verwahr-
losung eintreten wirde. Eignen sich die
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6.2 PKW-Stellfldchen

PKW-Stellflachen gehoéren vor allem in Wohnbereichen zu den
groBten Problemzonen: Entweder reicht ihre Anzahl bzw.
GroBe nicht aus, oder der Blick auf ,Blech statt Grin” mindert
die Wohnzufriedenheit der Bewohner. In den innerstadtischen
Einkaufsbereichen weichen Stellplatze nach und nach den
Tiefgaragen und Parkhausern. Weiterhin gibt es
groBflachige Werks- oder Behérdenparkplatze
und Stellplatze in Einkaufszentren der Vor-
stadte. Fur die Sicherheit aller Stellflachen gel-
ten aber im Grunde dieselben Kriterien: Abseits
gelegene, mit dichten Hecken und Bischen ein-
gefasste und nicht einsehbare PKW-Stellplatze
verringern das Entdeckungsrisiko fur potenziel-
le Tater und erhéhen das Unsicherheitsgefuhl
der Benutzer. Wenn unter kriminalpraventiven
Gesichtspunkten ,offene” Stellplatze vorzuzie-
hen sind, ergibt sich in Wohngebieten ein
Widerspruch zu den Umfeldvorstellungen der
Bewohner. Diese winschen einerseits eine
ungehinderte Sicht auf Grinflachen und ande-
rerseits, aus Bequemlichkeits- und Sicherheits-
aspekten, moglichst Parkraum in der Nahe des
Eingangsbereiches. Hier sollte ebenfalls nach
einem Kompromiss gesucht werden.
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6.2.1 Uberschau-
barkeit und
Zuordnung

Eine wesentliche Rolle
far das Entdeckungs-
risiko und das Sicher-
heitsgefuhl spielt die
GroBe der Flache in
Tiefgaragen und Parkhausern. Je gréBer die
Anzahl und Dichte der geparkten Fahrzeuge
ist, desto besser sind die Mdéglichkeiten fur
den Tater, sich zu verbergen. Daher sind
mehrere voneinander abgegrenzte Stell-
flachen gerade in Wohngebieten groBrau-
migen und unubersichtlichen Parkplatzen
vorzuziehen. Durch abwechslungsreiche
Gestaltung kénnen bestimmte Parkflachen

dllice - dsd wweEE

einzelnen Wohn- oder sonstigen Einheiten
zugeordnet sein. Das ,Wir-Gefuhl” der
Bewohner und Stellplatznutzer wie auch die
soziale Kontrolle werden verstarkt. Wahrend
offentliche Bereiche der Stellflachen, die von
Besuchern gleichermaBBen genutzt werden
kénnen, frei zuganglich sind, kommt bei
zugeteilten Parkplatzen fur Anwohner auch
der Einsatz abschlieBbarer Klappbtgel oder
einer Schranke in Betracht.

AL

GESTALTUNGSVORSCHLAGE IM EINZELNEN _
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6.2.2 Parkplatzanordnung

Eine Parkplatzanordnung, welche die PKW
hintereinander gestellt vorsieht, erschwert
es dem Tater, sich zwischen den Fahrzeugen
zu verbergen. Das geht allerdings auf
Kosten der Raumausnutzung.

6.2.3 Beleuchtung und Farbgebung
Fur frei liegende Parkflachen ist eine aus-
reichende Dauerbeleuchtung in den Dam-
merungs- und Nachtstunden unverzichtbar.
Nicht nur die Stellplatze, sondern auch die
Zufahrten sowie die Gehwege zu den anlie-
genden Objekten sollten durch versetzt
gegenlber angeordnete Lampen mit WeiB3-
licht beleuchtet sein.

Helle und widerstandsfahige Farben und
Markierungen tragen zur allgemeinen
Aufhellung des Areals bei. Beleuchtungsein-
richtungen dirfen durch einfache MaBnah-
men nicht auszuschalten, zu beschadigen
oder zu zerstoren sein.



6.2.4 Bepflanzung

Dichte Hecken mit einer Héhe von bis zu
zwei Metern verdecken die Stellflachen
zwar, machen aber vor allem die Einseh-
barkeit und auch die Uberschaubarkeit zu-
nichte. Hier sind Laubbdume, deren Blatt-
werk erst in einer H6he von zwei Metern
beginnt, vorzuziehen (siehe Bepflanzungs-
standards des Institutes fur Landes- und
Stadtentwicklungsforschung (ILS), Nord-
rhein-Westfalen, Band 50, Dortmund, 1993).

6.3 Abstellmdglichkeiten fiir
Fahrrader

FUr Fahrrader gibt es inzwischen gestalte-
risch wie sicherheitstechnisch befriedigende
Losungen. Besser als z. B. einfache Metall-
blgel sind Uberdachte und abschlieBbare
Metallboxen.

GESTALTUNGSVORSCHLAGE IM EINZELNEN _
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6.4 FuB3- und Radwege

FuB- und Radwege sind deutlich voneinander zu trennen.
Farblich unterschiedliche Pflasterungen haben sich bewahrt.
Hierdurch entstehen klare Nutzungsgrenzen, die geeignet sind,
potenzielle Konflikte zwischen FuBgangern und Radfahrern zu
vermeiden.

Der gesamte Verkehrsraum, also auch FuB-
und Radwege, ist ausreichend zu beleuchten.
Bei der Planung des o&ffentlichen Raumes
sollten die Richtlinien fur die Anlagen fur
FuBgangerverkehr angewendet werden,
welche die Beleuchtung von Fahrradwegen
mit einschlieBt. Folgende Anforderungen
sind an die Ausgestaltung der Beleuchtung
zu stellen:

Die kinstliche Beleuchtung der Gehwege,
Platze etc. ist so auszurichten, dass Gesichts-
ausdruck und Verhalten von Passanten aus
einer Entfernung von mindestens 4 m sicht-
bar sind, um eine mégliche Bedrohung zu

erkennen und entsprechend darauf reagieren zu kénnen. Der
Ausleuchtungsgrad ist gleichméaBig, ohne Blendwirkung und
Dunkelzonen zu halten.



6.5 Tiefgaragen und Parkhauser

Tiefgaragen sind neben Parkhausern und
frei liegenden Stellplatzen unerlassliche
Bestandteile einer meist innerstadtischen
Infrastruktur. Der standig wachsende Indivi-
dualverkehr fordert in Verbindung mit dem
Wunsch nach erhéhter Mobilitat verstarkt
Flachen zur Bewadltigung des ruhenden Ver-
kehrs. Das Sicherheitsgefihl wird vielfach
durch verwinkelte, im Schatten sparlicher

und defekter Beleuchtung liegende Bereiche,
durch Vandalismus, niedrige Decken und die
Menschenleere in den Abend- und Nacht-
stunden beeintrachtigt. Viele Menschen mei-
den aus Angst vor Uberfillen und Kfz-
Aufbrichen bzw. Diebstahlen Parkhauser
und Tiefgaragen, wenngleich dieses Ver-
halten nicht dem objektiven Kriminalitats-
lagebild und der tatsachlichen Gefahrdung
entspricht.

GESTALTUNGSVORSCHLAGE IM EINZELNEN _
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Vorteilhaft ist, dass mittels durchbrochener
Fassadenelemente zusatzlich Tageslicht
einfallen kann und sich dadurch fur den
Benutzer ein beruhigender Kontakt zur
AuBenwelt herstellen lasst. Zu den Berei-
chen, die standig ausreichend beleuchtet
sein mussen, zahlen die Zu- und Abfahrten,
Stellplatze, Gehwege, Verbindungsgéange,
Turen, Fahrstihle, Treppenhauser, Kassen-
automaten und alle Servicebereiche mit
Notruf-, Uberwachungs- und Kommuni-
kationsméglichkeiten. Beleuchtungsk&rper
sind so zu montieren, dass Schattenbildun-
gen in Ecken und Winkeln vermieden
werden. Sie kénnen bei ausreichender
Deckenhohe, je nach Ort der Anbringung,
abgehangen werden, was durch Decken-
reflexion bei hellem Anstrich eine zusatzli-
che Lichtausbeute einbringt.

"




Um die Orientierung des Tiefgaragen- oder
Parkhausbenutzers zu erleichtern, kénnen
auf den Garagenboden gut sichtbare Fahr-
und Gehmarkierungen aufgebracht werden,
die eindeutig zu den nachstgelegenen Aus-
fahrten, Ausgangen, Aufzliigen oder Treppen-
hausern weisen. Eine weitere Hilfe geben
Schilder mit Verhaltenshinweisen, wie z. B.
.Fahrzeug verschlieBen” oder ,keine Wert-
sachen im Fahrzeug lassen”. Winschenswert
ist ebenfalls die Benennung eines bestimm-
ten Ansprechpartners, z. B. Parkwachter oder
Hausmeister, an den man sich bei Problemen
wenden kann.

6.5.1 Treppenhduser, Verbindungs-
gdnge und Aufziige

Gut sichtbare, gezielt platzierte und ausge-
leuchtete Hinweisschilder an den Wanden
zeigen dem Benutzer direkt den Weg zu den
Ausgangen sowie zu deren Position. Eine
groBzligige Gestaltung und Ausleuchtung
der Treppenhduser und Zugdnge sowie
Laufbreiten von 2 Metern dienen nicht nur
der Bequemlichkeit, sondern erhéhen auch
das Sicherheitsgeftihl. In einem offenen
Treppenhaus sind Sicht- und Rufkontakt
moglich. Verbindungsgange
kénnen durch groBe Glas-
einsatze vom Stellplatz-
areal aus- und ebenso um-
gekehrt einsehbar gemacht
werden. Dasselbe gilt fur
Verbindungs- und Aufzug-
turen, die durch die groB-
zGgige Verwendung von
sichtdurchlassigen Mate-
rialien das ,,Sich-Verbergen”
erschweren und damit zur
allgemeinen Sicherheit bei-
tragen.

GESTALTUNGSVORSCHLAGE IM EINZELNEN _
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6.5.2 Frauenparkplatze
Frauenparkplatze sind mittlerweile fest
etabliert. Die glnstige Lage in Ein- und
Ausfahrtnahe, méglichst in der Nahe des
Tiefgaragen- oder Parkhaus-Personals, wirkt
sich positiv auf das Sicherheitsgefuhl aus.

6.5.3 Technische Uberwachungs-
hilfen

Die Uberwachung von Tiefgaragen und
Parkhausern durch sicherungstechnische
Anlagen ist anzustreben.

6.6 Bahnhofe und Haltestellen

Individuelle Mobilitat spielt in Stadten und
landlichen Raumen eine groBe Rolle. Gerade
in den Ballungsrdumen kommt dem OPNV
auf Grund der herrschenden Verkehrsdichte
und den Bemuhungen der Verkehrsplaner,
den Individualverkehr in den Stadten einzu-
schranken, besondere Bedeutung zu. Wenn
auch die Verkehrsdichte und das zunehmen-
de Bewusstsein fur unsere Umwelt dazu
beitragen, haufiger den OPNV zu frequen-
tieren, so wirkt sich mangelnde Sicherheit um
und in Bahnhéfen und Haltestellen negativ
auf diese Entwicklung aus. Aber gerade die
Sicherheit im OPNV stellt ein nicht unerheb-
liches Stlick Lebensqualitat dar. Daher sind
folgende Gestaltungskriterien zu beachten:



6.6.1 AuBere Gestaltung und
Uberschaubarkeit

Die duBere Gestaltung von Bahnhofen bzw.
Haltestellen und ihrer ndheren Umgebung
ist maBgebend fur ihre Akzeptanz bei der
Bevolkerung. Dunkelheit, mangelnde Be-
leuchtung oder schlechte Uberschaubarkeit
kénnen Angste auslésen. Schmutz, Beschadi-
gungen oder Schmierereien (Graffiti) sind
ebenfalls Indikatoren fur angstbesetzte
Raume.

6.6.2 Sauberkeit und
Beschadigungen

Auf dem gesamten Areal sollte Sauberkeit
herrschen. Die Verwendung vandalismus-
resistenter Materialien erhéht den Schutz
gegen Beschadigungen. Auch im Hinblick
auf die Wandgestaltung ist solchen Materi-
alien Vorzug zu geben, die eine einfache
Beseitigung von Graffiti oder sonstigen
Schmierereien ermoglichen.

Helle und freundliche Ausstattung von
Bahnhoéfen und Haltestellen, sorgfaltige und
bedarfsorientierte Reinigung und Beseiti-
gung von Schaden sind fur die subjektive
Sicherheit von groBer Bedeutung. Freie Sicht
erhéht das Entdeckungsrisiko fur Tater,
deshalb sollte der sichtbehindernde Einbau
von Werbewadnden, Kiosken u. a. méglichst
vermieden werden.

GESTALTUNGSVORSCHLAGE IM EINZELNEN _
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6.6.3 Umfeld
Nicht nur der unmittelbare Bereich eines
Verkehrsmittels ist fir die Fahrgaste von
= o Bedeutung. Die Wege zum o&ffentlichen
50 Verkehrsmittel und zum Fahrziel beeintréach-
tigen ebenfalls ihr Sicherheitsempfinden.
Erganzende Angebote (z. B. Taxirufe an den
Endstellen oder das Bereitstellen von Sammeltaxen) féordern die
Bereitschaft, den OPNV weiterhin zu benutzen.




6.7 Unterfithrungen und Tunnels

Auf Grund ihrer Barrierewirkung stellt die
unterirdische FUhrung von StraBen und
Wegen ein besonderes Problem dar. Sie ist in
hohem MaBe angstbesetzt und zeichnet sich
haufig durch schmale Durchgange, Dunkel-
heit und Verschmutzungen aus. Die Furcht,
hier Opfer einer Straftat zu werden, ist
besonders hoch - das Entdeckungsrisiko fur
den potenziellen Tater dagegen eher gering.

Besondere Bedeutung kommt der Beleuch-
tung in untertunnelten Bereichen zu. Der
bereits erwahnte freundliche Eindruck wird
durch einen hellen Anstrich und vor allem
durch eine ausreichende Beleuchtung
gefordert. Anthropologische Gutachten

q I:I-. , __'I.:.r...

belegen, dass die Beleuchtung so auszurich-
ten ist, dass Gesichtsausdruck und Verhalten
von Passanten aus einer Entfernung von
mindestens 4 m sichtbar sind, um eine még-
liche Bedrohung zu erkennen und entspre-
chend darauf reagieren zu koénnen. Aus
dieser Entfernung besteht die Chance der
Verteidigung oder des Ausweichens. Die
Moglichkeit von direktem Tageslichteinfall
(Lichtkuppeln) sollte gepriaft werden. Die
Verwendung einer offenen Treppe ver-
spricht ebenfalls einen erhéhten Tageslicht-
einfall in den umliegenden Tunnelbereich.
Auch die Installation beleuchteter Werbe-
flachen trégt zu einer positiven Ausleuch-
tung des Tunnelbereiches bei.

‘M
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7.1 Grundsatzliche Empfehlungen

zur Baugestaltung

Zwei Grundgedanken leiten die Empfehlun-
gen zur kriminalitdtsabwehrenden Stadte-
planung und Baugestaltung: Es soll die sozi-
ale Struktur, wie z.B. Bevodlkerungs-
zusammenhalt, Nachbarschaftshilfe und
Interesse am Wohnumfeld positiv verandert
werden. Die Menschen sollen ein soziales
Zusammengehorigkeitsgefihl entwickeln.
Dadurch wachst auch die informelle
Kontrolle und die Bereitschaft, sich als
Zeuge zur Verfigung zu stellen. Ferner
sollen die baulich-rdaumlichen Strukturen
verbessert werden. Dabei geht man u. a. von
dem bereits im vorgenannten Konzept so
genannten ,Defensible Space” aus.
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7.2 Objektive Faktoren zur
Gebaudesicherung

Zur Gestaltung dieser Schutz bietenden
Raume tragen folgende Faktoren bei:

Installation von:

einbruchhemmenden Wohnungsabschluss-
und Kellerzugangstiren und gegebenen-
falls Nebeneingangsturen,

z. B. hochwertigen SchlieBzylindern mit
Bohr- und Ziehschutz sowie Mehrfachver-
riegelung, am besten mit Schwenkhaken-
riegel und einem Sicherheitsbeschlag mit
Zylinderabdeckung bei Haupt- und Neben-
eingangen,

einbruchhemmenden Fenstern und Terras-
sentlren mit Sicherheitsbeschlagen, insbe-
sondere im Erdgeschoss,

einbruchhemmenden Rollldden und Fens-
terbeschlagen im Erdgeschoss,

a
=

SchlieBanlagen in Mehrfamilienhdusern
und Firmengebauden,

Gegensprechanlagen,

gut ausgeleuchteten und einsehbaren
Hauseingangen und Treppenhdausern,

Briefkasten, die von auBen zu beschicken
und vom Hausflur aus zu entleeren sind -
sie vermeiden einen unnétigen Zutritt in
den Hausflur.
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7.3 Subjektive Faktoren zur
Gebaudesicherung

Die subjektiven Faktoren beziehen sich auf
die Wohnzufriedenheit, die Kontakte zum
Wohnumfeld und der weiteren Umgebung
sowie auf die eigenen Wohnverhaltnisse
und die Einflussnahme auf das Wohngebiet.
Hierzu kénnen zahlen:

= die Erhéhung der Kommunikationsdichte
und Ausbau der personlichen Kontakte
zwischen den Bewohnern,

= sozial stabile Hausgemeinschaften,

= Nachbarschaftsfeste,

= Nachbarschaftsinitiativen zur Lésung von
Problemen im Wohnumfeld,

m positive Erfahrungen in der Zusammen-
arbeit mit Behoérden.

L AL L B C
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7.4 Begriinung

Eine Begriinung der AuBenanlagen und der Wege von und zu
Mehrfamilienhausern hat einen groBBen Einfluss auf das
Wohlbefinden der Bewohner. Bepflanzungen verschiedener Art
bieten jedoch grundsatzlich auch
Versteck- und Klettermdglichkeiten.
Potenziellen Tatern wird unter Um-
stdanden der Zugang von aufBlen zu
hoéher gelegenen Etagen in Wohn-
hausern erheblich erleichtert. Daher
sollte folgendes beachtet werden:

m Blattwerk von Badumen sollte erst in einer
Hoéhe von zwei Metern beginnen.

s Straucher sollten nicht hoher als zwei
Meter sein.

= Bepflanzungen sollten erst ab zwei Meter
Wegabstand vorgenommen werden.

= Auf Rankgeruste sollte verzichtet werden,
wenn sie den Aufstieg zu Balkonen oder
héherliegenden Fenstern erleichtern.

s Pflanzen sollten keinen Sichtschutz fur
potenziell gefahrdete Bereiche bieten.
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7.5 Eingangsbereiche und
Hauseingdnge
Zum Eingangsbereich gehoren:

= der Zugang von auf3en mit Vorraum,

die Eingangstuir,

Briefkasten und Klingeltableaus,

Eingangshalle und Flur,

der Vorraum vor den FahrstUhlen,

Zugange zu Treppenhausern, Kellern,
Nebenrdumen sowie

= Treppenaufgange und Treppenabgénge.

Schlecht Uberschaubare und dunkle Ein-
gangsbereiche mit toten Winkeln und nicht
einsehbaren Ecken, Warterdume vor Fahr-
stihlen sowie Treppenaufgangen und
-abgangen verunsichern die Bewohner.

L
H .

Gleichzeitig wird das Entdeckungsrisiko fur
potenzielle Tater geringer. Daher sollten die
Eingangstliren aus Klarglas bestehen und
einbruchhemmende Eigenschaften aufwei-
sen. Saulen und Verwinkelungen sind im
Eingangsbereich zu vermeiden. Eingange
sollten zudem Ubersichtlich gestaltet sein.
Eine ausreichende Breite des Eingangs-
bereiches lasst Begegnungsverkehr zu, ohne
dass bei Bewohnern ein Unsicherheitsgefthl
auftritt. Wenn Nischen und Ecken wegen
baulicher Gestaltung unvermeidbar sind,
empfiehlt es sich, diese transparent zu ge-
stalten. Die Beleuchtungskérper sollten aus
schwer zerstérbaren Materialien bestehen.
Ein Schalter fur die Innenbeleuchtung sollte
gunstigerweise schon auBen am Eingang
angebracht werden. Bei dunklen Eingangs-
hallen ist eine Dauerbeleuchtung empfeh-
lenswert.
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Auch eine Notbeleuchtung zur Nachtzeit
kann sinnvoll sein. Fur die AuBenbeleuch-
tung sollten an mehreren Orten in der
Eingangshalle Schaltmdglichkeiten beste-
hen. Es empfiehlt sich, lange Wege von der
StraBe zum Hauseingang ausreichend zu
beleuchten. Optimal ist die Schaltung der
Wegbeleuchtung durch Bewegungsmelder.
Auf eine Uberschaubarkeit der Zugénge zu
Fahrstihlen, Keller- und Nebenrdumen
sowie Treppenhausern ist zu achten. Das
Einschalten der Beleuchtung ist bereits von
der Eingangshalle aus zu erméglichen.



GEBAUDEAUSSTATTUNG VON MEHRFAMILIENHAUSERN

Eintdnig gestaltete und abweisend wirken-
de Eingédnge schrecken Personen ab. Ver-
schmutzungen und Zerstérungen an der
Eingangstlr, den Klingeltableaus und Brief-
kasten, des Bodens, der Wande und der
Lampen |6sen bei Bewohnern Angstgeflihle
aus und schlagen sich oftmals in verminder-
ter Wohnzufriedenheit, mangelnder Identi-
fikationsméglichkeit und geringem Verant-
wortungsbewusstsein nieder. Zusatzlich wird
die informelle Sozialkontrolle erschwert. Es
fuhlt sich anscheinend niemand verantwort-
lich, was den Tatanreiz erheblich begunstigt.
Das Risiko, im Eingangsbereich Opfer einer
Straftat zu werden, ist tatsachlich duBerst
hoch. Hinzu kommt die Gefahr, dass herum-
liegender Unrat in Brand gesetzt wird.

Die Ubersichtliche Gestaltung von Wegen
zu Hauseingangen sowie Eingangsbereichen
erhéht die informelle Kontrolle dieser
kritischen Bereiche. GUnstig hierfur ist eine
freie Sicht von Bewohnern gegeniber-
liegender Hauser auf den Eingangsbereich.
Fir einen behinderten- und kindergerechten
Zugang sollten sie ferner barrierefrei und
auch im Begegnungsverkehr breit genug fur
Kinderwagen und Rollstihle sein.

e
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Mit einer SchlieBanlage (moglichst mit
Einbau von selbstverriegelnden Schléssern)
wird eine ausreichende Zutrittskontrolle
gewabhrleistet.

Selbstverstandlich sind die Turen tagstber
geschlossen und Ublicherweise ab 22.00 Uhr
verschlossen zu halten. Mit einer Gegen-
sprechanlage, die auch mit einer VideoUber-
wachung kombinierbar ist, wird eine Kon-
trolle des Zuganges ermdéglicht.

Turen, z. B. von Tiefgaragenausgangen, die
auf Grund der Fluchtwegeverordnung einen
standigen ungehinderten Zugang zur Tief-
garage ermdglichen mussen, kénnen eine
Schwachstelle zum Eindringen sein.

Gestaltungsvorschlage:

m Die Schilder des Klingeltableaus sollten
Ubersichtlich angeordnet werden und mit
Stockwerkzuordnungen versehen sein,

= eine von auBBen zu beschickende und vom
Hausflur zu entleerende Briefkastenanlage
vermeidet einen unnétigen Zutritt in den
Hausflur,

m der standige Verschluss von Keller- und
Nebenrdumen ist zu gewabhrleisten,

= von der Eingangshalle aus erreichbare ver-
schlieBbare Nebenrdaume, die ausschlieflich
far Fahrrader und Kinderwagen vorgese-
hen sind, haben sich bewahrt.
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7.6 Flure

Flure sind wie Treppenhauser, Fahrstlihle
und Eingangsbereiche die Visitenkarte eines
Gebaudes und seiner Bewohner. Deshalb ist
es sinnvoll, dass die Bewohner den
Flurbereich als ihren Bereich verantwortlich
annehmen. Saubere, gepflegte Flure mit
individueller Gestaltung zeugen von einer
solchen Identifikation.

Leider ist die Zustandigkeit fur den
Reinigungsdienst und Reparaturen oftmals
nicht geregelt, so dass Verwahrlosungen
oder Vandalismusschaden folgen. Einmal
aufgetretene Schaden im Flurbereich sollten
von den Verantwortlichen sofort beseitigt
werden, damit diese nicht zu weiteren
Sachbeschadigungen verleiten (,Broken-
Windows-Theorie”). Bewdhrt hat sich eine
Ubernahme der Verantwortung bei der

Gestaltung der Flure durch die Fluranlieger;
dies kann durch einen finanziellen Anreiz
erhoht werden. Die Flure sollten tGberschau-
bar kurz sein, um der Anonymitat in einem
Gebaude zu begegnen. Lange Flure kénnen
z. B. durch Zwischentiren verklrzt werden,
um eine bessere informelle Sozialkontrolle
zu erreichen. In den verkUrzten Flurbereichen
kénnen Bewohner Nichtberechtigte ein-
deutiger erkennen. Bei der Baugestaltung
von Fluren sollten Winkel und Ecken weit-
gehend vermieden werden. Idealerweise
haben sich bei der Planung von Gebauden
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sternféormig vom Aufzug/Treppen-
haus/Vorraum ausgehend angelegte
Flure bewahrt. Die Blickkontrolle in
den Flurbereich kann durch gegen-
Uberliegende und mit Weitwinkel-
spion ausgestattete Wohnungsab-
schlusstiren verbessert werden. Deut-
lich angebrachte Namensschilder an
den Zwischentlren vermeiden unnoétiges Betreten dieser
Bereiche. In der Planung ist eine Flurgestaltung anzustreben,
die Tageslichteinfall zuldsst. Kann auf kulnstliche Lichtquellen
nicht verzichtet werden, so ist auf ein geeignetes Anbringen zu
achten, um unbedachte (Mébeltransport) oder mutwillige
Beschadigungen zu vermeiden. Die Zeitintervalle des automa-
tisch gesteuerten Flurlichts sollen ausreichend lange Phasen

el 0L
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haben, damit die Bewohner nicht ,im
Dunkeln” stehen. ZweckmaBig ist es, wenn
die jeweiligen Lichtschalter beleuchtet und
erkennbar sind. Sinnvollerweise ist auch eine
Schaltung der Flurbeleuchtung schon von
innen, d. h. aus der Wohnung heraus, vorzu-
sehen. Flure sollen ausreichend breit sein, da
schmale Flure u. U. Unsicherheits- oder
Angstgefihle hervorrufen. Helle Farben ver-
mitteln eine freundliche Atmosphare. Die
Farbgestaltung des einzelnen Flurabschnit-
tes sollte den Bewohnern Uberlassen blei-
ben, um eine persoénliche Identifikation zu
erreichen.

Die Ausgestaltung (Blumen, Bilder) und
Pflege der Flure durch die Bewohner ist
im Hinblick auf eine soziale Kontrolle
anzustreben. Dabei ist auch hier die Ver-

wendung widerstandsfahiger und problem-
los zu pflegender Materialien zu empfehlen.
Die Installation von Stromversorgungs- und
Verteilerkasten in einem gesicherten Bereich
beugt Missbrauch vor.
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7.7 Gemeinschaftsraume und Keller
Gemeinschaftsrdaume und Keller erganzen
den Wohnraum und lassen sich unterteilen
in:

| E

Hauswirtschaftsraume,

Wasch- und Trockenraume,

Millrdume,

Fahrrad- und Gemeinschaftskeller,

Rdume der Kommunikation, wie z. B.
Sport- und Fitnessrdume, Sauna, Hobby-

und Partyrdume sowie

Wohnungskeller.

Gebaudeausstattun




Turen zu Gemeinschaftsraumen und -kel-
lern sind standig verschlossen zu halten. Die
Benutzung sollte nachvollziehbar sein (z. B.
durch Belegungslisten). RegelmaBige Pflege
mindert Anreize flr Sachbeschadigungen
und grobe Verschmutzungen. Die gemeinsa-
me Gestaltung der Hausbewohner kann die
Annahme des Raumes als ,Privatbereich”
entscheidend foérdern. Teure Einrichtungs-
gegenstande sollten gegen Diebstahl und
unbefugte Benutzung gesichert werden. Mit
einem optisch gepflegten Kellerbereich
vermitteln Bewohner das Gefuhl einer intak-

ten sozialen Kontrolle. Potenzielle Tater
vermuten ein hoheres Entdeckungsrisiko.
Tatanreize kénnen damit reduziert werden.

GEBAUDEAUSSTATTUNG VON MEHRFAMILIENHAUSERN_
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Keller- oder Kellerabgangstliren mit Zugang
durch Hausflur oder Tiefgarage nach auBen,
sollten als einbruchhemmende Tlren aus-
gefuhrt werden. Keller-Parzellen mit ge-
mauerten Wanden sind Lattenverschldgen
vorzuziehen, um neben dem besseren bau-
lichen Widerstand auch den Einblick zu
verwehren. Kellerfenster sollten durch
geeignete Sicherungseinrichtungen gegen
Einbruch und Einstieg geschltzt werden.

Potenzielle Tater kdnnen mangelnde Kon-
trolle zum Anlass fur die Begehung von
Straftaten nehmen, wie z. B. Aufbruch von
Waschautomaten, Diebstahl aus dem Party-
raum etc. Bewahrt hat sich hier die Ver-
pflichtung einer Person, wie beispielsweise
des Hausmeisters, der Uber die Schlussel-
gewalt verfugt und die Aufsicht wahrnimmt.

Gerate, die nur gegen Bezahlung zur
Verfiigung gestellt werden, sollten nicht mit
Bargeld, sondern mit Wertminzen, Geld-
karten u. A. betrieben werden, um damit
den Tatanreiz fir einen Aufbruch zu nehmen.
Mit festen Zeiten fir den Gebrauch dieser
Gerate fur bestimmte Personen kann leich-
ter nachvollzogen werden, wer fir eventuelle
Sachbeschadigungen verantwortlich ist.
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7.8 Fahrstiihle

Da in Fahrstihlen nicht selten Sachbe-
schadigungen, aber auch andere Delikte
begangen werden, ist auf eine geeignete
Gestaltung zu achten. Hierzu gehért auch
ein sauberer und intakter Vorraum, der gut
einsehbar und gut ausgeleuchtet ist. Durch
die Uberschaubarkeit der Fahrstuhlanlage
vom Eingangsbereich und von der Wohnungs-
tdr aus koénnen Hausbewohner soziale
Kontrolle austiben. Sind Aufzuganlagen da-
raber hinaus gepflegt, entsteht der Eindruck
einer starkeren Verantwortlichkeit auch fur
diesen halbprivaten Bereich. Sowohl aufen
als auch innen sollen erkennbare Stock-
werksanzeigen zur besseren Orientierung in
den einzelnen Etagen angebracht sein. Die
Aufzugtliren sollten auch in den einzelnen
Etagen einsehbar sein. Durch Verzicht auf
Ecken und Nischen in den Fluren, gerade vor
den Aufzugtiren, wird das Sicherheitsgeftihl
erhéht. Der Einbau von widerstandsfahigen
Beleuchtungskoérpern ist geeignet, schnelle
Zerstdérungen dieser Elemente im Fahrstuhl
zu vermindern. Erfahrungen haben ferner
gezeigt, dass in Fahrstihlen mit Spiegeln
die Beschadigungen abnehmen, da der
Tatanreiz herabgesetzt wird.

Wenn der Einbau eines Ganzglasaufzuges
nicht moéglich ist, sollte die Auskleidung des
Fahrstuhlinnenraumes mit mustergewalzten
Edelstahlblechen erfolgen, die &auBerst
widerstandsfahig sind, nur schwer zerkratzt
werden kénnen und ebenso leicht zu
pflegen sind.
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7.9 Fassaden, Balkone und
Terrassen

Fassaden, Balkone und Terrassen sind
wichtige Gestaltungselemente eines Ge-
baudes und ganzer Wohnsiedlungen. Je
nach Lage und Gestaltung kénnen sie aber
auch dazu genutzt werden, um in ein
Gebaude einzusteigen oder einzudringen.
Niedrig bepflanzte Randstreifen am
Gebaude sowie eine Ubersichtliche Bepflan-
zung der Balkone und Terrassen bieten
einen guten Uberblick von auBen auf die
Balkone. Auf Grund fehlender Versteck-
moglichkeiten kénnen potenzielle Tater
abgeschreckt werden. Auch sollte die Sicht
auf Terrassen nicht durch Mauern, Hecken
oder bewachsene Gelander versperrt sein.
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Oftmals ist eine farbliche Gestaltung der

Fassaden die einzig realisierbare Moglichkeit,

abweisend oder gar bedrohend wirkende

Gebaude optisch ansprechender zu gestal-

ten. Damit wird die Beziehung der Bewohner

zu ihrer Wohnumgebung verbessert. Aus-

reichende Beleuchtung und eine gepflegte

Terrassen- und Balkongestaltung vermitteln

ebenfalls den Eindruck sozialer Kontrolle 69
und schrecken Tater ab.

Die freundliche Gestaltung und ein gepfleg-
ter Zustand von Balkonen, Terrassen und
Fassaden flhren zur positiven ldentifizie-
rung der Bewohner mit ihrer Umgebung.




GEBAUDEAUSSTATTUNG VON MEHRFAMILIENHAUSERN

Deshalb sind Beschadigungen oder Verun-
reinigungen sofort zu beseitigen. lllegal
angebrachte Graffiti verunstalten die Fassa-
den von Wohnhausern. Sprayer suchen glatte
Flachen, Hauswande und Mauern, auf denen
sie gut sichtbar ihre Graffiti und ,Tags” (indi-
70 viduelle Wortkurzel) aufsprihen. Um den
1 Anreiz zu verringern, kénnen verschiedene
vorbeugende MaBnahmen getroffen wer-
den. Grobe und unebene Oberflachen oder
bereits farbenfroh gestaltete Fassaden mini-
mieren den Anreiz.
Dies gilt auch fur begriinte Fassaden. Fassaden kénnen auch mit
einer graffitiabweisenden Beschichtung vorbehandelt werden.
Dies erleichtert das Entfernen der Schmierereien. Grundsatzlich
ist eine zligige Beseitigung der Graffiti geboten, da Sprayer , auf
die Bewunderung ihrer Graffiti” setzen. Diese Wirkung entfallt
bei sofortiger Entfernung.
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Rankgerlste dienen zwar als Sichtschutz, sollten potenziellen

Tatern aber nicht als Einstiegshilfe dienen kénnen. Treppen-

gelander der AuBenkellertreppe sollten ebenfalls nicht direkt

vor Wohnraumfenstern, Balkonen oder Terrassen angebracht

sein. Treppenabgange sollten frei von Bepflanzungen sein, um 7
einen Uberblick zu gewaéhrleisten. Die Bepflanzung vor

Balkonen und Terrassen sollte sichtdurchlassig sein. Abstands-

bepflanzung lasst ebenfalls die gewiinschte Ubersicht zu.

g







KOOPERATION POLIZEI UND BAUVERWALTUNG _

Die Polizei hat aus ihrem gesetzlichen Auf-
trag der Gefahrenabwehr heraus eine bedeu-
tende Rolle als Tragerin kriminalpraventiver
Aktivitaten. Polizeiliche
Beratungsstellen oder
Beauftragte fur Krimi-
nalpravention informie-
ren Uber Kriminalitat
hemmende Verhaltens-
weisen und Uber technische Sicherungsmég-

lichkeiten. In Informationsbroschlren, bei
Veranstaltungen und persénlichen Bera-
tungsgesprachen erhalten Interessenten

praktische Sicherheitshinweise. Dartber hin-

aus beteiligt sich die Polizei an Runden

Tischen, in Kriminalpraventiven Raten oder 73
in Facharbeitsgruppen. In den meisten

Kommunen sind solche Gremien die Schnitt-

stellen flr eine Zusammenarbeit von Polizei

und Bauverwaltung. Wie eng diese Zusam-

menarbeit im Rahmen von stadtebaulichen

Vorhaben verlauft, ist bisher vielfach vom

personlichen Engagement der Beteiligten

aus Stadtplanung und Polizei abhangig. Es

bestehen jedoch bundesweit bereits erste

Ansatze, die Polizei regelmaBig zu Bau-
planungsbesprechungen der Stadte und

Kommunen hinzuzuziehen.







Bei der Verkehrsraumplanung und -gestal-
tung wurden in den letzten Jahren sowohl
in Deutschland als auch im Ausland bereits
Verfahren fur sogenannte Verkehrssicher-
heitsaudits zur Bewertung praventiver
Wirkungen entwickelt. Hierbei handelt es
sich um Methoden zur Beurteilung von
MaBnahmen schon in den jeweiligen
Planungs- und Entwurfsschritten. Sie werden
nach einheitlichen Regeln — losgeldést vom
Ubrigen Planungsverfahren — von unabhan-
gigen Auditoren abgewickelt.

Die folgenden Empfehlungen zu Audits im
Bereich stadtebaulicher Kriminalpravention
basieren auf Ergebnissen einer Studie zur
Pravention fur Verkehrssicherheit und Krimi-
nalitdt durch Audits zur Verkehrsraumge-
staltung, die im Auftrag der Polizei-
Fihrungsakademie in den Jahren 2002 bis
2003 durchgefihrt wurde.

Kennzeichnend fiur diese Audits ist, dass sie

= formalisiert sind, d.h. selbstéandiger Teil
der Projektplanung mit festen Regeln fur
Auftraggeber, Planer und Auditor,

= standardisiert sind, also nach Uberprifba-
ren und einheitlichen Verfahren (u.a.
anhand von Checklisten) durchgefuhrt
werden und

= unabhangig sind, also weder vom
Auftraggeber noch vom Auftragnehmer
durchgefihrt werden.

Eine der grundlegenden Erkenntnisse der
0.g. Studie ist das Erfordernis, drei verschie-
dene Ebenen zu unterscheiden, in denen
jeweils eine Auditierung erfolgen sollte.

DAS AUDITVERFAHREN ALS MITTEL DER PRAKTISCHEN PLANUNG _
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I!.l T
Auf der Ebene ,Planung”, d.h. bereits im
frhen Stadium der Planung von Raumstruk-
turen durch Bebauungsplédne und stadte-
bauliche Rahmenplane, erfolgt eine erste
Auditierung, da wesentliche kriminalpraven-
tive Rahmenbedingungen bereits durch die
Gestaltung von GroBrédumen gesetzt wer-

den, auf die spater kein Einfluss mehr
genommen werden kann.

Auf der Ebene ,Entwurf” erfolgt eine Audi-
tierung der geplanten MaBnahmen auf
Grundlage der konkreten Entwirfe. Nach
der Festlegung der Grundstrukturen des
Raumes, geht es hier um die konkreten
funktionalen und gestalterischen Aspekte.

Auf der Ebene ,Bestand” erfolgt unmittel-
bar vor oder nach der Nutzungsfreigabe eine
Auditierung des fertiggestellten Objekts
oder Raumes. Zu spateren Zeitpunkten, z. B.
anlasslich eingetretener Veranderungen,
kénnen weitere Auditierungen stattfinden.
Hierdurch wird berlcksichtigt, dass wichtige
Details der stadtebaulichen Gestaltung mit
kriminalpraventiver Relevanz erst im Laufe
der MaBnahmenrealisierung entschieden
bzw. bewertbar werden. Auch kénnen erst
nach einiger Zeit des Gebrauchs eintretende
Nutzungsspuren Hinweise darauf geben, ob
bestimmte Gestaltungselemente ggf. einer
Nachbesserung bedurfen.

Nach diesem Konzept durchlaufen MaB-
nahmen, die sich im Stadium der Planung
befinden drei Auditierungen. MaBnahmen,
die sich z. B. auf ein bereits bestehendes
Objekt beziehen, lediglich eine Auditierung.

Die einzelne Auditierung, die auf den ver-
schiedenen Ebenen durchgefihrt wird,
besteht aus jeweils vier Arbeitsschritten:




1. Arbeitsschritt: Zusammenstellen der
erforderlichen Unterlagen

Zunachst mussen die erforderlichen Unter-
lagen zusammengestellt werden. Abhangig
von der Planungsebene und der beabsichtig-
ten MaBnahme sind nicht immer alle der
nachfolgend aufgefihrten Unterlagen
erforderlich. Andererseits kann es notwenig
sein, weitere Unterlagen einzubeziehen.
Auch die Zusammenstellung der erforder-
lichen Checklisten erfolgt in diesem Arbeits-
schritt.

Auditunterlagen auf der Ebene Planung

m Fachliche Unterlagen zur stadtebaulichen
Kriminalpravention (z. B. polizeiliche
Ratgeber)

= Kriminologische Daten zur Untersuchungs-
region (z.B. Kriminologische Regional-
analysen. Falls diese nicht zur Verfigung
stehen: statistische Zusammenstellungen
zur raum-/zeitlichen Brennpunktbildung,
polizeiliche Erkenntnisse zum jeweiligen
Gebiet, Untersuchungen zur subjektiven
Sicherheit, sonstige soziodemographische
Daten)

m Erldauterungsbericht zur Planung
= Ubersichtskarte / Stadtplan / Luftbild
= Lageplane

= Checklisten zur Auditierung

Auditunterlagen auf der Ebene Entwurf
Neben den o.g. Unterlagen:
m Ergebnisse des vorangegangenen Audits

m Erlduterungsbericht zum Entwurf (statt
dem zur Planung)

Auditunterlagen auf der Ebene Bestand
Neben den o.g. Unterlagen:
m Ergebnisse der vorangegangenen Audits

= Erlduterungsbericht zur Ausfihrungs-
planung (statt dem zum Entwurf)

DAS AUDITVERFAHREN ALS MITTEL DER PRAKTISCHEN PLANUNG _
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2. Arbeitsschritt: Auditierung
der Unterlagen

In diesem Schritt erfolgt die eigent-
liche Auditierung in den folgenden
drei Durchlaufen:

a) Intensive Einarbeitung in die
raumliche Situation

Anhand der Unterlagen sollen den
Teilnehmern sowohl die allgemeinen
Anforderungen an kriminalpraventi-
ve Raumgestaltung wie auch die
konkreten Objektplanungen bekannt
werden.

b) Beurteilung der Raumstruktur
und der Raumnutzung

Anhand der Checklisten sind z. B. fol-
gende wichtige Aspekte zu prifen:

= Sind schlecht einsehbare Ecken,
Zugange oder Teilflachen vorhan-
den?

= Legt die Raumstruktur und -gestal-
tung eine Blindelung von bele-
benden Funktionen nahe?

s Ermoéglichen Gebaudeformen und
-héhen soziale Kontrolle?

r

m Lasst die Raumgestaltung eine
klare Differenzierung zwischen
offentlichen, halb6ffentlichen und
(halb-) privaten Bereichen erken-
nen?

= Sind Eingangsbereiche, Durch-
gange sowie Treppenaufgange
offen, hell und gut einsehbar?

s Werden die unterschiedlichen
Bedingungen zu verschiedenen
Tages- oder Nachtzeiten bzw. in
den wechselnden Jahreszeiten
hinreichend bertcksichtigt?

¢) Virtuelle Benutzung des zu beur-
teilenden Raumes/Objektes

Jeweils in der Rolle eines potenziel-
len ,Opfers”, ,Taters" oder , Helfers/
Beschitzers” ,geht” oder ,fahrt”
man anhand von Checklisten durch
den zu beurteilenden Raum bzw.
das zu beurteilende Objekt. Dabei
erfolgt eine Bewertung in Hinblick
auf Angreifbarkeit bzgl. méglicher
Delikte, Ordnungswidrigkeiten und
das Vorhandensein sogenannter
+Angstraume”.




3. Arbeitsschritt: Ortsbesichtigung

Im Rahmen des Auditverfahrens sind unbe-
dingt protokollierte und fotografisch doku-
mentierte Ortsbesichtigungen — ggf. auch
bei Nacht - vorzunehmen. So kénnen die
bestehende Ausgangssituation hinsichtlich
der geplanten MaBnahme unmittelbar beur-
teilt und unterschiedlich ausfallende Ein-
schatzungen hinsichtlich geeigneter Gestal-
tungsmaBnahmen vor Ort aufeinander
abgestimmt werden. Auf der Ebene ,,Bestand”
ermoglichen Ortsbesichtigungen zudem,
bereits eingetretene Nutzungsspuren zu
erkennen und RulckschlUsse auf eventuell
vorhandene Defizite zu ziehen.

4. Arbeitsschritt: Erstellung des
Auditberichts

Den Abschluss des Verfahrens bildet die
Erstellung des Auditberichts, der neben den
Ergebnissen auch die Materialien enthalten
sollte, die es Dritten erméglichen, die
Ergebnisse nachzuvollziehen.

Ablauf der Auditierung auf jeder der drei Ebenen
~Planung”, ,Entwurf”, , Bestand”

1. Arbeitsschritt: Zusammenstellung der Unterlagen

2. Arbeitsschritt: Auditierung der Unterlagen
a) Einarbeitung in die Unterlagen
b) Beurteilung des Raumes anhand von Checklisten
¢) Virtuelle Benutzung anhand von Checklisten

3. Arbeitsschritt: Ortsbesichtigung

4. Arbeitsschritt: Erstellen des Auditberichts

DAS AUDITVERFAHREN ALS MITTEL DER PRAKTISCHEN PLANUNG _
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A G
Architekten 14, 31 Gehwege 42, 44, 46
Architektur 8, 14, 19, 13 Gemeinschaftsraume 27
AuBenbeleuchtung 33 Gestaltungselemente 36, 68, 76
Grunanlagen 11
B Grunflachen 29, 35, 37, 39, 40
Bahnhofe 48, 49
Barrieren 15, 16, 19, 31 H
Begriinung 36, 56 Haltestellen 48, 49
Beleuchtung 32, 33, 37, 42, 44, 45, 46, 51, Hauseingang 14, 18, 37, 58, 59
57, 58, 63, 67, 69, 80 Hecken 33, 40, 43, 68
Beleuchtungskoérper 15, 19, 25 Hochhauser 4, 10, 14, 29
Bepflanzung 7, 19, 24, 30, 33, 36, 43, 56,
71, 80 |
Broken Windows 21, 61 Infrastruktur 10, 45
Innenstadte 10, 11
80 C
CPTED (Crime Prevention Through K
Environmental Design) 31, 33 Keller 54, 57, 58, 60, 64, 65, 66, 71
Kooperation 5, 80
D Korridore 9, 14, 29
Dunkelheit 37, 49, 80
L
E Lebensqualitat 15, 48
Einfamilienhaus 28
Einsehbarkeit 33, 37 M
Mauern 19, 33, 68, 70
F Mehrfamilienhauser 28, 29, 54, 56
Fahrstuhl 14, 67 Nachbarschaft 15, 17, 18, 19, 21, 25, 53, 55
Farbgebung 37, 42 NCPI
Fassaden 46, 68, 69, 70 (Nationl Crime Prevention Institut) 31
Fenster 17, 18, 21, 22, 23, 33, 54, 56, 66, 71
Freiflachen 18, 35, 36, 38 N

FuBweg 12, 13, 33 Neuer Realismus 20, 21



P w
Parkhauser 40, 45, 48 Wohnblocke 7, 14, 29
Parkplatze 42, 32, 33, 40, 41, 48 Wohnhauser 9, 10, 24, 28, 30, 70
Polizei 5, 7, 21, 73, 75, 77, 80 Wohnraumgestaltung 3
Pruitt-lgoe 7, 8, 13 Wohnsiedlungen 29
Public Housing 81 Wohnungen 8, 9, 29, 33
S zZ
Sicherheitsgefuhl 5, 22, 37, 40, 45, 47, 48, Zero Tolerance 22

57, 67

Sichtbarkeit 17, 18, 27
Sozialkontrolle 59, 61
Spielplatz 15, 23
Stadtentwicklung 10, 43

-
Terrassen 68, 69, 71 81
Tiefgarage 40, 41, 45, 47, 48, 60, 66
Treppenauf-/abgange 33, 57, 71, 78
Treppenhaus 28, 29, 47, 62
Turen 19, 33, 46, 47, 54, 57, 60, 61, 62, 65,

66, 67

U

Uberblick 19, 68, 71

Uberwachung 15, 17, 18, 19, 46, 48
UnterfGlhrungen 51

\")

Vandalismus 9, 37, 39, 45, 49, 61
Verantwortung 17, 59, 61
Verbindungsgange 46, 47
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WEITERE INFOS IM INTERNET: www.polizei.propk.de

KARIUS & PARTNER

(00)20.12.03

PROGRAMM POLIZEILICHE KRIMINALPRAVENTION

DER LANDER UND DES BUNDES Wir wollen, v&
Zentrale Geschaftsstelle dass Sie
TaubenheimstraBBe 85 Sehedehe hf(
70372 Stuttgart
Telefon 0711/5401-2062 lhre
Fax 0711/226 8000

www.polizei.propk.de




. . |
Wir beraten Sie gern! ég_ POLIZEI

Nutzenvorteile auf einen Blick

v' Kompetent, kostenlos und neutral

<\

Vorhabenbezogen und individuell

v' Beratung auf Basis aktueller
Kriminalitatslagebilder vor Ort

v" Analyse und Beurteilung von
Raumstrukturen im Bestand

v Praventionskonzepte zur Beseitigung
von Tatgelegenheitsstrukturen

v Intermediare Kooperationen

<\

Vortragsveranstaltungen

v Aktive Teilnahme an Scoping-
Prozessen & Workshopbeteiligungen

Das Angebot richtet sich an

v" Kommunen, Unternehmen, Verbande
und Selbststandige

Einzugsgebiet des Polizeiprasidiums Bonn:

Die Bezirke Bonn, Alfter, Bad Honnef, Bornheim,
Konigswinter, Meckenheim, Rheinbach, Swisttal und
Wachtberg.

Ihr Ansprechpartner

Jan Schumacher
Kriminaloberkommissar
Dipl.-Ing. (FH) / B.A. of Arts
Stadt- & Regionalplanung

Polizeiprasidium Bonn
Kriminalkommissariat
Kriminalpravention/ Opferschutz

Konigswinterer Str. 500
53227 Bonn

Q\\ Telefon: 0228/ 15-7621 oder 15- 7676

& E-Mail: KKKPO.Bonn@polizei.nrw.de
oder jan.schumacher@polizei.nrw.de

y
‘ Website Polizei Bonn:
https://bonn.polizei.nrw
Polizei Bonn auf Twitter:
polizei_nrw_bn
Polizei Bonn auf Facebook:
polizei.nrw.bn

Pressemitteilungen
Kreispolizeibehdrde Bonn:
www.presseportal.de/blaulicht/nr/7304

POLIZEILICHE
KRIMINALPRAVENTION
DER LANDER UND DES BUNDES

Kompetent. Kostenlos. Neutral.

Weitere Informationen auf
www.polizei-beratung.de
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Stadtebauliche Kriminalpravention

Die tagliche Begegnung mit dem
(geplanten) Raum und der Umwelt pragen
das menschliche Verhalten und Erleben
malfdgeblich. Dabei kdnnen sowohl das
soziale als auch das raumliche, geplante
Umfeld menschliche Verhaltensweisen auf
verschiedenen Ebenen stimulieren und
motivieren oder abschwéchen.

Die uns umgebenden Wohn-, Lebens-, und
Nutzungsstrukturen beeinflussen dabei in
einem erheblichen Mal} das Sicherheits-
Gefuhl der Bevolkerung und meist in
Folge dessen auch die tatsachliche
Kriminalitatsentwicklung. Dadurch konnen
Unsicherheitsgefiihle, Raummeidung und
Angstraume entstehen, wodurch kriminelles
Verhalten im Raum gefdrdert werden kann.

Entstehung von Kriminalitdt hat daher nicht
nur ausnahmslos soziale Merkmale;
sondern ist vielmehr im Kontext der
Entstehungszusammenhange auch immer
als geographisch individuelles Ereignis zu
betrachten.

Die geplante Umwelt beeinflusst somit den
Sozialisations- und Integrationsrahmen auf
der einen Seite und auf der anderen Seite
definiert sie Tatgelegenheitsstrukturen
und den Rahmen zur informellen sozialen
Kontrolle.

Dieser Verantwortung missen sich alle
stellen, die maf3geblichen Einfluss auf den
,Lebensraum Stadt‘ nehmen.

Rechtliche Grundlagen

Der rechtliche Rahmen zur Beteiligung der Polizei an Plan- und
Bauvorhaben ergeht aus dem Auftrag zur Gefahrenabwehr
durch die Polizei und den Grundsatzen der Bauleitplanung.
Diese werden durch das Landespolizeigesetz NRW und die
Landesbauordnung NRW gesetzt und definiert.

Aufgaben der Polizei
(Auszugsweise)

§ 1 PolG NRW

(1) Die Polizei hat die Aufgabe, Gefahren fir die 6ffentliche
Sicherheit oder Ordnung abzuwehren (Gefahrenabwehr). Sie
hat im Rahmen dieser Aufgabe Straftaten zu verhiiten sowie
vorbeugend zu bekédmpfen wund die erforderlichen
Vorbereitungen (...) zu treffen.

(4) Die Polizei hat ferner die Aufgaben zu erfillen, die lhr durch
andere Rechtsvorschriften Uibertragen sind.

Aufgabe, Begriff und Grundsétze der Bauleitplanung
(Auszugsweise)

§ 1 BauGB NRW

1-5)(...)

(6) Bei der Aufstellung der Bauleitplane sind insbesondere zu
beriicksichtigen: 1. die allgemeinen Anforderungen an gesunde
Wohn- und Arbeitsverhéltnisse und die Sicherheit der Wohn-
und Arbeitsbevolkerung. 2. die Wohnbedirfnisse der
Bevdlkerung, (...) die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler
Bewohnerstrukturen (...).

§ 4 BauGB NRW

(1) Die Behoérden und sonstigen Trager offentlicher Belange,
deren Aufgabenbereich durch die Planung berlhrt werden
kann, sind entsprechend (...) zu unterrichten und zur AuBerung
(...) aufzufordern. (...).

(2) Die Gemeinde holt die Stellungnahmen der Behdrden und
sonstigen Trager oOffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich
durch die Planung berthrt werden kann, zum Planentwurf und
der Begrundung ein. (...) Verfligen sie lber Informationen, die
fur die Ermittlung und Bewertung des Abwagungsmaterials
zweckdienlich sind, haben sie diese Informationen der
Gemeinde zur Verfligung zu stellen.

Aufgaben und Ziele

Aufgabe und Ziel der stadtebaulichen
Kriminalpravention ist es, die fir den
.,Lebensraum Stadt® verantwortlichen
Planer und Investoren sowohl auf
kommunaler als auch auf privater Ebene
neutral und kostenlos Uber die
Kriminalitatsentwicklung  des Plan-
Gebietes aufzuklaren. Es ist unser Ziel,
Tatgelegenheitsstrukturen zu erkennen,
praventive MalRhahmen zu erarbeiten
und in Folge dessen zu reduzieren.

Auswertbarkeit

Jede Beratung erfolgt individuell und
objektorientiert unter Bericksichtigung
der jeweils lokalen Kriminalitats-
Entwicklung. Hierfir bedient sich die
Polizei Bonn unter anderem modernster
Auswerte- und Darstellungstechniken.

Abbildung links:
Beispielhafte allg.
Darstellung einer
Dichteberechnung
fur den Bereich
Bonn Innenstadt.

Taterwissen

Welche Strukturen im Raum nutzen
Tater bevorzugt und wie gehen sie bei
Tatausfihrung vor? (Modus Operandi).
Hier steht eine Vielzahl von Fragen auf
der kriminalpolizeilichen Agenda, welche
unter Bertcksichtigung kriminologischer
Erkenntnisse verstandlich erlautert in die
polizeiliche Beratung einflie3en.



StraBen.naw!

Landesbetrieb StraBenbau Nordrhein-Westfalen

Landesbetrieb StraBenbau Nordrhein-Westfalen Regloﬂalnlederlass“ng Vllle-Elfel

Regionalniederlassung Ville-Eifel
Postfach 120161 - 53874 Euskirchen

Stadt Meckenheim NIONVOIONIF

Fachbereich 61 e
Postfach 11 80 0207 "L%0 '8N elefon: -796-
53333 Meckenheim Fax: 0211-87565-1172210

uj!euue)'oew 1p91S E-Mail: marlis.hess@strassen.nrw.de

Zeichen: 54.02.09(315/20)/VE/4402
(Bei Antworten bitte angeben.)
Datum: 06.10.2020

Kontakt: Frau Hess

Bebauungsplan 49A Meckenheim ,,Weinberger Girten; Beteiligung gem. § 4a (3) BauGB
Thr Schreiben vom 18.09.20.20); Az: dh

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich verweise auf meine vorangegangene Stellungnahme.

Verkehrsuntersuchung

Die anlésslich eines Abstimmungsgespréiches im August 2018 auf Nachfrage der Stadt Mecken-
heim ,,rechts raus* Baustellenzufahrt zur L 158 wird in Aussicht gestellt. Es handelt sich dabei
um eine widerrufliche Sondernutzung gem. §§ 18 ff StrtWG NRW. Eine, auch nur temporire-
vollstindige Anbindung an die L 158 wird abgelehnt. Die Griinde sind hinreichend erldutert und
diskutiert worden.

Mit freundlichen GriiBen

StraBen. NRW-Betriebssitz - Postfach 10 16 53 - 45816 Gelsenkirchen - Regionalniederlassung Ville-Eifel

Telefon: 0209/3808-0

Internet: www.strassen.nrw.de - E-Mail: kontakt@strassen.nrw.de Julicher Ring 101 - 103 - 53879 Euskirchen
Postfach 120161 - 53874 Euskirchen

Landesbank Hessen-Thiiringen Telefon: 02251/796-0

IBAN: DE20300500000004005815 BIC: WELADEDD kontakt.ml.ve@strassen.nrw.de

Steuernummer: 319/5922/5316



b | westnetz

Westnetz GmbH « Kuchenheimer Str. 1-3 - 53881 Euskirchen

Stadtverwaltung Meckenheim

Postfach 1180 Regionalzentrum Westliches Rheinland
53333 Meckenheim lhre Zeichen dh .

lhre Nachricht 17.09.2020

. ) Unsere Zeichen Bre/DRW-F-WP-EU

Fachbereich 61 - Stadtplanung, Liegenschaften Name Herr Breitbach

Telefon 02251 128660-213

Telefax 02251 128660-287

E-Mail heinz.breitbach@westnetz.de

Euskirchen, 7. Oktober 2020

Bebauungsplan "Weinberger Gérten"
Erneute Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden gem. § 4a (3) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach nochmaliger intensiver Berechnung der aktuellen geplanten 159 Wohneinheiten und unter Beach-
tung der sich entwickelnden Férderung von E-Mobilitat reicht die notwendige Stromversorgung aus den
umliegenden Trafostationen belastungsmaiRig nicht aus. Deswegen ist im Baugebiet die Aufstellung eines
zusatzlichen Trafos unbedingt notwendig. Dazu benétigen wir eine Grundstlcksflache in der Gréle von

4,50m x 2,50m.
Die mittelspannungsméRige Anbindung wiirde dann aus der Liftelberger Strale kommend die Bonner
StralRe queren und dann durch den Gehweg erfolgen. In diesem Bereich wére ein méglicher Standort fir

den Trafo optimal.

In dem als Anlage beigefiigten Planausschnitt haben wir den Bereich markiert, wo uns der Standort stra-
tegisch gesehen am sinnvollsten erscheint. Wir bitten sie, uns in diesem Bereich eine entsprechende Fl3-
che im Bebauungsplan auszuweisen oder eine Alternativlésung vorzuschlagen.

Fur Riickfragen stehen wir gerne zur Verfigung.
Freundliche GriiRe &\\( on BE Lyad S
Wik dodean

Westnetz GmbH

i.A. Hubert Horst

Anlagen
Stadtebaulicher Entwurf

Westnetz GmbH

Neue Jilicher Str. 60 - 52353 Diiren - T 0800 93786389 - westnetz.de

Geschiftsfilhrung Diddo Diddens - Dr. Jirgen Grénner - Or. Stefan Kiippers

Sitz der Gesellschaft Dortmund « Eingetragen beim Amtsgericht Dortmund « Handelsregister-Nr. HRB 30872
Bankverbindung Commerzbank Essen - BIC COBADEFF360 - IBAN DEO2 3604 0039 0142 0934 00
Glaubiger-IdNr. DE4477700002236870 + USt-IdNr. DE325265170
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hentschel, dennis

Von: F.Baedorf@telekom.de

Gesendet: Donnerstag, 15. Oktober 2020 11:05

An: hentschel, dennis

Cc: Gerd.Wolter@telekom.de

Betreff: Stellungnahme zur 6ffentlichen Auslegung des Entwurfs des Bebauungsplanes Nr.

49A ,Weinberger Garten“

Kategorien: Rote Kategorie

Sehr geehrter Herr Hentschel,
aufgrund der aktuellen Corona-Situation erfolgt unsere Stellungnahme zum o.g. BBPL hiermit per Mail:

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentliimerin und Nutzungsberechtigte
i.S.v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollméchtigt, alle Rechte und
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und
dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt
Stellung:

Im Planbereich befinden sich noch keine Telekommunikationslinien der Telekom.

Der Planentwurf sieht bei den 6ffentlichen Verkehrswegen keine Gehwege vor. Daher steht zur Unterbringung der
Telekommunikationslinien der Telekom nur die Fahrbahn zur Verfligung. Das fihrt erfahrungsgemaR zu erheblichen
Schwierigkeiten bei der Bauausfiihrung sowie der spateren Unterhaltung und Erweiterung dieser
Telekommunikationslinien.

Wir bitten, zumindest einen Gehweg oder einen ausreichend breiten, unbefestigten Randstreifen auf einer
StralRenseite mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,5 m vorzusehen. Spatere Aufgrabungen des
hochwertigen Straenoberbaus kdnnen dadurch vermieden werden.

Zur Versorgung des Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung
neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und auRerhalb des Plangebiets erforderlich.

Fiir den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem StralRenbau und den
Baumalinahmen der anderen Leitungstrager ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der ErschlieRungsmaRnahmen
im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter dem im Briefkopf genannten Adresse so frih

wie moglich, mindestens 3 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden.

Die Deutsche Telekom orientiert sich beim Ausbau ihrer Festnetzinfrastruktur unter anderem an den technischen
Entwicklungen und Erfordernissen. Insgesamt werden Investitionen nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten geplant.
Der Ausbau der Deutschen Telekom erfolgt nur dann, wenn dies aus wirtschaftlicher Sicht sinnvoll erscheint.

Dies bedeutet aber auch, dass die Deutsche Telekom da, wo bereits eine Infrastruktur eines alternativen Anbieters
besteht oder geplant ist, nicht automatisch eine zusatzliche, eigene Infrastruktur errichtet.

Mit freundlichen GriiRen
Frank Badorf

DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH
Technik Niederlassung West

PTI 24, BB3 Euskirchen, Fachreferent

In den Herrenbenden 29, 53879 Euskirchen
+49 2251 9561-120 (Tel.)

[Seite]



E-Malil: f.baedorf@telekom.de
www.telekom.de

ERLEBEN, WAS VERBINDET.

Die gesetzlichen Pflichtangaben finden Sie unter: www.telekom.de/pflichtangaben-dttechnik

GROSSE VERANDERUNGEN FANGEN KLEIN AN — RESSOURCEN SCHONEN UND NICHT JEDE E-MAIL DRUCKEN.

[Seite]



Landwirtschaftskammer

Nordrhein-Westfalen

Kreisstelle
s : 5 O Rhein-Erft-Kreis
Landwirtschaftskammer NRW - Gartenstr. 11 - 50765 KéIn O Rhein-Kreis Neuss
Stadt Meckenheim X Rhein-Sieg-Kreis
Stadtplanung Mail:  rheinkreise@Iwk.nrw.de
Postfach 1180 Gartenstrae 11, 50765 Kéln

53333 Meckenheim Tel.. 0221 5340-100, Fax -199
www.landwirtschaftskammer.de

Auskunft erteilt: Herr Mul

Durchwahl; 103

Fax : 196103

Mail : Werner.muss@Iwk.nrw.de
BPlan Meckenheim Nr. 49A 12,10.2020.docx

Kéln 15.10.2020
Az.: 25.20.30 -SU-; 25.20.40 -SU-

51. Anderung des Flichennutzungsplans der Stadt Meckenheim
Bebauungsplan Nr. 49A ,,Weinberger Garten*
hier: erneute Beteiligung der Behdrden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange gemal §

4 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen die o. g. Planungen der Stadt Meckenheim bestehen seitens der Kreisstelle Rhein-
Sieg-Kreis der Landwirtschaftskammer NRW keine grundsétzlichen Bedenken.

Zur Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich im Landespflegerischen Begleitplan zur FNP-
Anderung und zum Bebauungsplan Nr. 49A mdéchten wir jedoch Folgendes anmerken:

Grundsatzlich sind die Wertigkeiten betroffener landwirtschaftlicher Flachen fir die
menschliche Daseinsfirsorge auch im Hinblick auf die Festsetzungen des LEP, Punkt 7.5-
1 und 7.5-2 zu bertcksichtigen. Dies gilt auch fir Umfang und Platzierung von Ausgleichs-
mafnahmen, da fur die Erndhrungsfihrsorge wichtige landwirtschaftliche Flachen zu
schitzen sind.

Im vorliegenden Landespflegerischen Begleitplan wird die Eingriffsbilanzierung in Anleh-
nung an die ,Numerische Bewertung von Biotoptypen fiir die Bauleitplanung in NRW als
,Eingriffsbewertung Biotoptypen“ vorgenommen.

Darliber hinaus ist unseres Erachtens aufgrund der Zielsetzung in § 1 BNatSchG kein wei-
terer Kompensationsbedarf fir einen Eingriff in das Schutzgut Boden erforderlich. So wird
in § 1 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG ausdrtcklich der Erhalt des Bodens und seiner Funktionen
im Naturhaushalt zum Gesetzeswerk erhoben und findet in allen einschlagigen Verfahren
zur Berechnung des Ausgleichs- und Kompensationsbedarfs Beriicksichtigung.

Flr eine zuséatzliche Kompensation des Eingriffs in das Schutzgut Boden fehlt u. E. die
Rechtsgrundlage. Deshalb halten wir die im Landespflegerischen Begleitplan zusatzlich
vorgenommene ,Eingriffsbewertung Boden® fur nicht rechtmafig. Der Ausgleich der hier
zu Unrecht errechneten 40.098 Biotopwertpunkte fiir den Eingriff in den Boden geht

Qualitditsmanagementsystem zertifiziert nach DIN EN I1SO 9001:2015

Konto der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen:

DZ Bank AG IBAN: DE97 4006 0000 0000 4032 13 BIC: GENO DE MS XXX
Ust.-Id.-Nr. DE 126118293 Steuer-Nr. 337/5914/0780
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gleichermafen zu Lasten des Planungstragers und der Landwirtschaft, die letztlich die zu-
satzlichen Kompensationsflachen bereitstellen muss.

In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass die dem Okokonto der Stiftung
Rheinische Kulturlandschaft zu Grunde liegenden KompensationsmaRRnahmen u. E. das
Kriterium der Multifunktionalitat erfullen, so dass der Schutz des Faktors Boden
gewéhrleistet wird.

Mit freundlichen GriRen
In Vertretung

/ 7
Z‘ va
Muf ’



Stellungnahme(n) (Stand: 27.10.2020)

Sie betrachten:

Bebauungsplan \"Weinberger Garten\"

Verfahrensschritt: Erneute Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden gem. § 4a (3) BauGB

Zeitraum:

Behorde:

Frist:

Stellungnahme:

Nachtrage:

manuelle
Eintrage:

21.09.2020 - 26.10.2020

Rhein-Sieg-Kreis - FG 01.3
Referat Wirtschaftsférderung und Strategische Kreisentwicklung

26.10.2020
Erstellt von: Gabriele Striiwe, am: 22.10.2020 , Aktenzeichen: -

Sehr geehrter Herr Hentschel,
sehr geehrte Damen und Herren,

zur 0.g. Planung nimmt der Rhein-Sieg-Kreis wie folgt Stellung:

Umwelt und Naturschutz

Die beabsichtigte Regelung zur externen Kompensation der Eingriffe wird als nicht ausreichend erachtet. Diese
findet sich derzeit lediglich unter den textlichen Hinweisen. Die Kompensation ist jedoch vor bzw. mit dem
Satzungsbeschluss verbindlich zu regeln und auch dinglich zu sichern, entweder Uber eine
Zuordnungsfestsetzung oder Uber einen stadtebaulichen Vertrag. Dabei sind die MaBnahmen sowie die
MaBnahmenflache hinreichend konkret darzustellen. I. d. R. erfordert dies auch eine Kartendarstellung sowie
moglichst ein sogenanntes MaBnahmenblatt.

Eine Zuordnung lber das Okokonto der Stiftung Rheinische Kulturlandschaft ist derzeit nicht méglich, da in
dieses bislang noch keine umgesetzten MaBnahmen eingebucht worden sind.

AbschlieBend wird darum gebeten, dem Rhein-Sieg-Kreis zwecks Fortfiihrung des
Kompensationsflachenkatasters sowie der Fortschreibung des Okokontos nach Satzungsbeschluss eine
Mitteilung Uber die verbindlich festgesetzten bzw. vertraglich vereinbarten AusgleichsmaBnahmen zukommen zu
lassen. Diesbezlglich wird gebeten, das beigefligte Formblatt zu verwenden.

Anhénge:
Neue Datei vom 22.10.2020 um 13:35:44 Uhr
(s_101499 formblatt_f2_2 neu_abschliessende_meldung_durch_andere_genehmigungsbeho_ 776_rden.docx)



Stellungnahme(n) (Stand: 27.10.2020)

Sie betrachten:
Verfahrensschritt:
Zeitraum:

Behdrde:
Frist:
Stellungnahme:

Nachtrage:

manuelle Eintrage:

Bebauungsplan \"Weinberger Garten\"
Erneute Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden gem. § 4a (3) BauGB
21.09.2020 - 26.10.2020

LVR - Amt fiir Liegenschaften
26.10.2020
Erstellt von: Torsten Ludes, am: 22.10.2020 , Aktenzeichen: 32.12

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit méchte ich Sie innerhalb meiner Stellungnahme darliber informieren, dass keine Betroffenheit
bezogen auf Liegenschaften des LVR vorliegt und daher keine Bedenken gegen die 0.g. MaBnahme
geduBert werden.

Diese Stellungnahme gilt nicht fiir das LVR Amt fir Denkmalpflege im Rheinland in Pulheim und das
LVR- Amt fur Bodendenkmalpflege im Rheinland in Bonn; es wird darum gebeten, deren
Stellungnahmen gesondert einzuholen.

Ich bedanke mich vielmals fur ihre Bemihungen und verbleibe

Mit freundlichen GriiBen

Die Direktorin des Landschaftsverbandes Rheinland

Im Auftrag

Ludes

Anhange: -



Bezirksregierung Kéln

Bezirksregierung Koéln, 50606 Kéin

Stadtverwaltung Meckenheim
Fachbereich 61 - Stadtplanung, Liegenschaften
Siebengebirgsring 4

53340 Meckenheim

Bauleitplanung
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 49A "Weinberger Garten” i. V. mit
der 51. Anderung des Flachennutzungsplans

lhr Schreiben vom 17.09.2020, Az. dh

Sehr geehrter Herr Hentschel,

sehr geehrte Damen und Herren,

zur 0. a. Bauleitplanung wird seitens des Dezernates 53 der Bezirks-
regierung Koln wie folgt Stellung genommen:

a) Die Bezirksregierung Koln (hier Dezernat 53) ist immissionsschutz-
rechtliche Genehmigungs- und Uberwachungsbehorde fir die Firma
Zinkpower Meckenheim GmbH & Co. KG, HeidestralRe 20 in 53340
Meckenheim, bei der es sich um einen Betriebsbereich nach
8 3 Abs. 5a BImSchG (Storfallbetrieb) handelt.

Fur diesen Betriebsbereich liegt bisher noch kein auf der Grundlage
von Detailkenntnissen ermittelter und Uberprifter angemessener
Sicherheitsabstand nach § 3 Abs. 5¢c BImSchG vor. Derzeit wird von
hier fir diesen Betriebsbereich von einem Achtungsabstand ohne
Detailkenntnisse von 200 m ausgegangen. Im Informationssystem
KABAS ist dieser Achtungsabstand von 200 m bisher noch nicht

eingetragen.

Datum: 26. Oktober 2020
Seite 1 von 3

Aktenzeichen:
53.6.2-PR

Auskunft erteilt:
Herr Pleil3

norbert.pleiss@brk.nrw.de
Zimmer: K 128

Telefon: (0221) 147 - 3297
Fax: (0221) 147 -

ZeughausstraBe 2-10,
50667 KoIn

DB bis K&ln Hbf,
U-Bahn 3,4,5,16,18
bis Appellhofplatz

Besuchereingang (Hauptpforte):
Zeughausstr. 8

Telefonische Sprechzeiten:
mo. - do.: 8:30 - 15:00 Uhr

Besuchstermine nur nach
telefonischer Vereinbarung

Landeshauptkasse NRW:
Landesbank Hessen-Thiringen
IBAN:

DES59 3005 0000 0001 6835 15
BIC: WELADEDDXXX
Zahlungsavise bitte an
zentralebuchungsstelle@
brk.nrw.de

Hauptsitz:

Zeughausstr. 2-10,50667 Koln
Telefon: (0221) 147 -0

Fax: (0221) 147 - 3185
USt-ID-Nr.: DE 812110859

poststelle@brk.nrw.de
www.bezreg-koeln.nrw.de



b)

Bezirksregierung Kéln

Der v. g. Betriebsbereich ist ca. 2.000 m von den vorliegenden Plan-
gebieten entfernt. Unter Beriicksichtigung dieses Abstandes werden
fur die 51. FNP-Anderung sowie die Aufstellung des Bebauungs-
plans Nr. 49A keine weitergehenden Betrachtungen im Hinblick auf
8 50 BImSchG fur erforderlich gehalten.

Dem Dezernat 53 der Bezirksregierung Koln wurde im Mai diesen
Jahres die Planung fur ein Biomasse-Heizkraftwerk im Bereich des
Bebauungsplans Nr. 18 "Industriegebiet 11" 13. Anderung vorgestellt.
Die erzeugte Warme soll einem benachbarten Betrieb zur Verfigung
gestellt werden, wéahrend der erzeugte Strom in das Stromnetz
eingespeist werden soll. Der Abstand des Heizkraftwerkes zur
vorliegenden Bauleitplanung betrdgt ca. 650 m. Zustandig fur
Genehmigung und Uberwachung dieser Anlage wird voraussichtlich
das Dezernat 53 der Bezirksregierung Koln sein.

Hinreichend konkrete Angaben zu diesem Vorhaben, mit denen sich
evtl. Auswirkungen auf die vorliegende Bauleitplanung beurteilen

lassen, liegen hier noch nicht vor.

Von hier wird derzeit davon ausgegangen, dass die allgemeinen
immissionsschutzrechtlichen Belange (u. a. Larm) zur vorliegenden
Bauleitplanung derzeit von der Unteren Immissionsschutzbehdrde
des Rhein-Sieg-Kreises vertreten werden und dass von lhnen eine

entsprechende Beteiligung erfolgt ist.

Datum: 26. Oktober 2020
Seite 2 von 3



Bezirksregierung Kéln

Datum: 26. Oktober 2020

d) Es wird darauf hingewiesen, dass die Bundesnetzagentur derzeit flr g 3von 3

die Hochstspannungsleitung Osterath - Philippsburg (Ultranet),
Abschnitt E, im Auftrag der Amprion GmbH die Bundesfachplanung
(Raumordnungsverfahren auf Bundesebene) durchfihrt. Die
Plangebiete der vorliegenden Bauleitplanung befinden sich nach
den hier vorliegenden Informationen knapp aul3erhalb des
schutzgutspezifischen Untersuchungsraums fur die v. g. Hochst-

spannungsleitung.

Mit freundlichen GrilRen

Im Auftrag

gez.
Pleild
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Erft mm Verband
—

50126 Bergheim

Am Erftverband 6

Telefon 02271/88 — 0

Telefax 02271/881210

www.erftverband.de
Erftverband ° Postfach 1320 ° 50103 Bergheim

Bereich : Vorstand

Abteilung . Recht
per E-Mail an dennis.hentschel@meckenheim.de Ihr Ansprechpartner : Katharina Hiller
Stadtverwaltung Meckenheim Durchwahl : (02271) 88-13 24
Postfach 1180 Telefax : (02271) 88-14 44
53333 Meckenheim Unser Zeichen : R-003-410 / 80500/80501
H:\TOB\abgeschlossene Verfahren\meckenheim\bebauungsplan\bplan_49a\erneute_offenlage\80501_20201026.docx

E-Mail . bauleitplanung

@erftverband.de

26. Oktober 2020
Erneute Offenlage des Bebauungsplanes Nr. 49A ,Weinberger Garten“ und der 51. Anderung
des Flachennutzungsplanes
Ihr Zeichen: dh, Ihre Schreiben vom 17.09.2020

Sehr geehrte Damen und Herren,
das Entwasserungskonzept ist mit dem Erftverband vorabgestimmt.

Fur die vorgesehene gedrosselte Druckableitung von Niederschlagswasser zur Swist ist eine
wasserrechtliche Genehmigung von der Unteren Wasserbehdrde Rhein-Sieg-Kreis erforderlich.
Dabei ist neben der Einleitstelle auch die Einleitmenge zu klaren. In diesem Zusammenhang ist auch
noch zu regeln, ob es einen erganzten BWK M3/M7 Nachweis bedarf. Bei diesbeziiglichen
Ruckfragen wenden Sie sich bitte an Herrn Lassert, Abteilung G2 — Flussgebietsbewirtschaftung,
Tel.-Nr.: 02271/88-1293, E-Mail: christian.lassert@erftverband.de.

Des Weiteren ist das Gebiet im Immissionsnachweis von 2013 noch nicht enthalten. Die
Abflusssituation istim Bereich, in dem die Einleitstelle vermutlich liegen wird, unkritisch. Mal3nahmen
sind aus immissionssicht wahrscheinlich nicht zu erwarten. Bei diesbezliglichen Rickfragen wenden
Sie sich bitte an Herrn Bangel, Abteilung G2 — Flussgebietsbewirtschaftung, Tel.-Nr.: 02271/88-
1112, E-Mail: helge.bangel@erftverband.de.

Wir weisen darauf hin, dass die abgegebenen Plane den Bestand zum Zeitpunkt der
Auskunftserteilung wiedergeben. Es ist darauf zu achten, dass zu Beginn der Bauphase immer
aktuelle Plane vor Ort vorliegen.

Mit freundlichen GriiRen
i. A
Al Ll

N AT
Katharina Hiller

Anlage
2 Ubersichtsplane

Vorsitzender des Verbandsrats: Burgermeister Dr. Uwe Friedl Vorstand: Dr. Bernd Bucher

Bankkonten:

Commerzbank Bergheim Kreissparkasse Koln

IBAN: DE45 3704 0044 0390 4000 00 SWIFT-BIC: COBADEFFXXX IBAN: DE86 3705 0299 0142 0058 95 SWIFT-BIC: COKSDE33
Deutsche Bank AG, Bergheim Volksbank Erft eG

IBAN: DE42 3707 0060 0471 0000 00 SWIFT-BIC: DEUTDEDK IBAN: DEO5 3706 9252 1001 0980 19 SWIFT-BIC: GENODED1ERE
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Stellungnahme(n) (Stand: 27.10.2020)

Sie betrachten:
Verfahrensschritt:
Zeitraum:

Behorde:

Frist:

Stellungnahme:

Nachtrage:

manuelle Eintrage:

Bebauungsplan \"Weinberger Garten\"
Erneute Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden gem. § 4a (3) BauGB
21.09.2020 - 26.10.2020

Bezirksregierung Koln - Dez. 54
Wasserwirtschaft - Obere Wasserbehoérde, Gewéasserentwicklung und Hochwasserschutz

26.10.2020
Erstellt von: Nico Nellessen, am: 21.09.2020 , Aktenzeichen: -

Sehr geehrte Damen und Herren,

ausgehend von o.g. Bauleitplanverfahren erkenne ich keine weitere Betroffenheit in den Zustandigkeiten
von Dezernat 54 der Bezirksregierung Kéln (Obere Wasserbehérde). Die Hinweise meiner im Rahmen
der bereits erfolgen Behérdenbeteiligung abgegebene Stellungnahme wurden ausreichend beachtet.

Far Rickfragen stehe ich gerne zur Verfligung.

Mit freundlichen GriiBen
Im Auftrag

Nico Nellessen

Bezirksregierung Kéin
Dezernat 54 - Wasserwirtschaft - einschlieBlich anlagenbezogener Umweltschutz -
50606 Koin

Dienstgebaude: Robert-Schuman-Str. 51, 52066 Aachen
Telefon: +49 (0) 221 - 147 - 4782

Telefax: +49 (0) 221 - 147 - 2879

mailto: nico.nellessen@bezreg-koeln.nrw.de
http://www.bezreg-koeln.nrw.de

*** Folgen Sie uns auch auf Twitter: https://twitter.com/BezRegKoeln

Anhange: -



Stellungnahme(n) (Stand: 27.10.2020)

Sie betrachten:
Verfahrensschritt:
Zeitraum:

Behdrde:
Frist:
Stellungnahme:

Nachtrage:

manuelle Eintrage:

Bebauungsplan \"Weinberger Garten\"
Erneute Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden gem. § 4a (3) BauGB
21.09.2020 - 26.10.2020

Stadt Rheinbach: Planung und Umwelt
26.10.2020
Erstellt von: Yannick Bruch, am: 14.10.2020 , Aktenzeichen: -

Stadt Meckenheim, Bebauungsplan Nr. 49A "Weinberger Garten"

Sehr geehrter Herr Hentschel,

die Belange der Stadt Rheinbach werden durch die vorgelegten Unterlagen zum Bebauungsplan Nr. 49
A "Weinberger Garten" weiterhin nicht berhrt. Aus diesem Grund werden im Rahmen der erneuten
Beteiligung der Behérden und der sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemaB § 4a (3) BauGB keine
Anregungen oder Bedenken vorgebracht.

Mit freundlichen GriiBen
Im Auftrag

Yannick Bruch

Stadtverwaltung Rheinbach

Sachgebiet 60.2 - Planung und Umwelt -
SchweigelstraBe 23

53359 Rheinbach

Tel.: 02226 - 917 252
yannick.bruch@stadt-rheinbach.de

Anhange: -



Stellungnahme(n) (Stand: 27.10.2020)

Sie betrachten:
Verfahrensschritt:
Zeitraum:

Behdrde:
Frist:
Stellungnahme:

Nachtrage:

manuelle Eintrage:

Bebauungsplan \"Weinberger Garten\"
Erneute Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden gem. § 4a (3) BauGB
21.09.2020 - 26.10.2020

Polizeiprasidium Bonn - Direktion Verkehr
26.10.2020
Erstellt von: Ludger Ellenberger, am: 15.10.2020 , Aktenzeichen: -

Polizeiprasidium Bonn
Direktion Verkehr / FiSt Bonn, 15.10.2020
- Verkehrsplanung -

Bebauungsplan Nr. 49A "Weinberger Garten"

Ihr Schreiben vom 17.09.2020

Sehr geehrte Damen und Herren,

da sich die Vorschlage, die zusammen mit der StraBenverkehrsbehoérde der Stadt Meckenheim
entwickelt wurden, in der Begriindung vom 04.08.2020 wiederspiegeln, bestehen aus
verkehrspolizeilicher Sicht keine Bedenken.

Mit freundlichen GriiBen

Im Auftrag

Ludger Ellenberger
Polizeihauptkommissar

Direktion Verkehr/Fiihrungsstelle
Verkehrsplanung und -lenkung
Kénigswinterer StraBe 500

53227 Bonn-Ramersdorf

Tel.: 0228-15-6023

Fax: 0228 / 15-1204

mailto: Ludger.Ellenberger@polizei.nrw.de
mailto: Verkehrsplanung.Bonn@polizei.nrw.de
Internet: https://bonn.polizei.nrw

Anhange: -



zum Download zur Verfligung.

Zusatzlich sind die eingestellten Informationen zu dem Bauleitplanverfahren in einem zentralen Portal des Landes
Nordrhein-Westfalen unter der Internetseite www.uvp.nrw.de zuganglich.

Ich bitte Sie deshalb um Abgabe Ihrer Stellungnahme bis zum

26.10.2020.
GemaB § 4a (6) BauGB kénnen Stellungnahmen, die im Verfahren der Offentlichkeits- und Behordenbeteiligung nicht
rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung tiber den Bauleitplan unberiicksichtigt bleiben, sofern die
Gemeinde den Inhalt nicht kannte und nicht hatte kennen miissen und deren Inhalt fiir die RechtmaBigkeit des
Bauleitplanes nicht von Bedeutung ist.
GemaB § 3 (2) Satz 2 Halbsatz 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen wahrend der Auslegungsfrist
abgegeben werden kénnen und dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung tiber den
Bauleitplan unberiicksichtigt bleiben kénnen.

Mit freundlichen GriiBen

Im Auftrag

Dennis Hentschel . % 4/) , 7(/. ‘ Q? ﬂ 02 ﬂ

Anlage
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Bank Kto-Nr BLZ IBAN BIC
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Raiffeisenbank Rheinbach-Voreifel .G 1001216011 370696 27 DE22 3706 9627 1001 2160 11 GENODED1RBC
Deutsche Bank Bonn 80151000 380 700 55 DE40 3807 0059 0080 1310 00 DEUTDEDK380

Postbank Koin. 21 381-509 370 100 50 DEO7 3701 0050 0021 3815 09 PBNKDEFF



Stellungnahme(n) (Stand: 27.10.2020)

Sie betrachten:
Verfahrensschritt:
Zeitraum:

Behorde:

Frist:

Stellungnahme:

Nachtrage:

manuelle Eintrage:

Bebauungsplan \"Weinberger Garten\"
Erneute Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden gem. § 4a (3) BauGB
21.09.2020 - 26.10.2020

Bezirksregierung Koln - Dez. 33
Landliche Entwicklung und Bodenordnung

26.10.2020

Erstellt von: Sandra Frauenrath, am: 14.10.2020 , Aktenzeichen: -
Sehr geehrte Damen und Herren,

aus den von hier zu vertretenden Belangen der allgemeinen Landeskultur und der Landentwicklung
werden keine Bedenken gegen das vorbezeichnete Planungsvorhaben vorgebracht.

Planungen bzw. MaBnahmen des Dezernates 33 sind in dem o.b. Bereich nicht vorgesehen.

Mit freundlichen GriiBBen
Im Auftrag

gez. Frauenrath

Anhange: -



	0_BP_Stellungnahmen_Deckblatt_Träger
	2_2020-09-18_Wahnbachtalsperrenverband_Siegburg_I
	2_2020-09-18_Wahnbachtalsperrenverband_Siegburg_II
	2_2020-09-18_Wahnbachtalsperrenverband_Siegburg_III
	2_2020-09-18_Wahnbachtalsperrenverband_Siegburg_IV
	3_2020-09-18_Wald_und_Holz
	4_2020-09-25_NVR
	5_2020-09-30_RSAG
	6_2020-10-01_E-Regio
	7_2020-10-02_Kriminalprävention_I
	7_2020-10-02_Kriminalprävention_II
	7_2020-10-02_Kriminalprävention_III
	8_2020-10-06_Straßen_NRW
	9_2020-10-07_Westnetz
	10_2020-10-15_Telekom
	11_2020-10-15_Landwirtschaftskammer
	12_2020-10-22_RSK
	13_2020-10-22_LVR_Amt_fuer_Liegenschaften
	14_2020-10-26_Bezirksregierung_Dezernat_53
	15_2020-10-26_Erftverband_I
	15_2020-10-26_Erftverband_II
	15_2020-10-26_Erftverband_III
	16-1_2020-09-21_Bezirksregierung_Dezernat_54
	16-2_2020-10-14_Stadt_Rheinbach
	16-3_2020-10-15_Polizeipräsidium Bonn-Direktion Verkehr
	16-4_2020-10-22_WBV
	16-5_2020-10-26_Bezirksregierung_Dezernat_33



